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Das Zusammenleben verschiedener

Kulturen ist in unserer Gesellschaft

Alltagsrealität, und den damit verbun-

denen Herausforderungen muss sich

auch die Suchthilfe stellen. Gerade für

psychosoziale Berufe sind die Kenntnis

und das Verständnis kultureller Unter-

schiede besonders wichtige Kompeten-

zen.

Auf Seiten der Menschen mit Migrati-

onshintergrund gibt es sicherlich nicht

zu vernachlässigende Zugangsbarrieren

zu den Hilfeangeboten. Prof. Dr. S.

Gaitanides (FH Frankfurt) sieht z. B.

einen Mangel an Information über die

Existenz und den Nutzen des Ange-

botes, ein mangelndes Vertrauen in die

interkulturelle und sprachliche Verstän-

digungsmöglichkeit oder die Scheu vor

Behörden und Institutionen. Oftmals

trifft man aber auch auf eine grund-

sätzliche Hemmung vor der Inan-

spruchnahme psychosozialer Hilfe-

angebote. Auf Seiten der Leistungs-

anbieter, und diese stehen im Fokus

dieser Erhebung, bedarf es daher noch

erheblicher Anstrengungen, um ziel-

gruppengerechte und kultursensible

Angebote vorzuhalten.

2006 führte Andrea Santel, eine ehe-

malige Mitarbeiterin der LWL-Koordi-

nationsstelle Sucht, eine erste Erhe-

bung bei den Leistungserbringern in

Westfalen-Lippe  durch,  Fortschritte
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sind seit dieser Zeit sicherlich erkenn-

bar, aber auch weiterhin notwendig.

Die LWL-Koordinationsstelle Sucht

(LWL-KS) ist zum Thema „Migration

und Sucht“ schon seit den 90er Jahren

aktiv und bietet regelmäßig Fachtagun-

gen, Fortbildungen, aber auch Projekte

(z. B. SeM) und Arbeitskreise (Sucht

und Migration) an. Die vorgelegt Studie

stellt einen weiteren Baustein der

Arbeit auf diesem Sektor dar.

Betrachtet  man  die  Erhebung  zu

transkulturellen Kompetenzen in der

Suchthilfe in NRW der LWL-Koordinati-

onsstelle Sucht vor dem Hintergrund

des  neuen  Landeskonzepts  gegen

Sucht  NRW,  welches  Ende  2012  in

Kraft treten soll, so ergeben sich unter-

schiedliche Ansätze und Handlungs-

möglichkeiten. Sie sind zum Abschluss

der Studie differenziert beschrieben.

Die LWL-Koordinationsstelle Sucht

möchte mit der vorliegenden Erhebung

einen Beitrag für zukünftige Initiativen

und Aktivitäten auf dem Gebiet von

Migration und Suchtmittelkonsum in

NRW leisten. Wir freuen uns daher über

jede Rückmeldung und natürlich auch

über Unterstützung bei zukünftigen

Vorhaben.

Der FOGS als wichtiger Partnerin bei

der Realisierung der Studie sei an dieser

Stelle recht herzlich gedankt.

5

Hans Meyer
Landesrat

Wolfgang Rometsch
Leiter LWL-Koordinationsstelle Sucht,
Münster
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Abstract

Zur Unterstützung der kultursensiblen
Gestaltung der Suchthilfeangebote in
NRW beantragte die Koordinationsstel-
le Sucht des LWL – in Kooperation mit
der Koordinationsstelle Sucht des LVR
beim Ministerium für Gesundheit,
Emanzipation, Pflege und Alter des
Landes NRW ein Projekt zur Bestands-
aufnahme der transkulturellen Kompe-
tenzen in der Suchthilfe. Der Auftrag
zur Durchführung einer schriftlichen Er-
hebung wurde an die FOGS, Gesell-
schaft für Forschung und Beratung im
Gesundheits- und Sozialbereich mbH,
vergeben. 

An der schriftlichen Befragung haben
sich zwischen September und Novem-
ber 2011 etwa die Hälfte der Sucht-
präventions- und Suchthilfe-Einrichtun-
gen in NRW beteiligt. In insgesamt 216
Fragebogen berichteten (mindestens)
260 Angebote über transkulturelle
Aspekte ihrer Arbeit, darunter 157
ambulante und 59 stationäre Einrich-
tungen.

Im Mittel wird in den Einrichtungen zu
etwa 20 % Klientel mit Zuwanderungs-
geschichte betreut, wobei die Anteile
zwischen den unterschiedlichen Ange-
boten stark variieren. Etwas mehr als
ein Drittel der Einrichtungen beschäf-
tigt Fachpersonal mit Zuwanderungs-
geschichte; darunter deutlich mehr sta-
tionäre. Nur wenige Befragte berichten
über konzeptionelle Verankerungen
kultursensibler Arbeit bspw. im Leitbild,
über diesbezügliche Qualifikationen
des Personals bzw. die Berücksich-
tigung dieses Themas im Rahmen der
Qualitätssicherung. Etwa ein Zehntel
der beteiligten Einrichtungen verfügt
über eine/n Beauftragte/n für Migrati-
on/Diversity o. Ä.

Die von den Befragten vorgehaltenen
mehrsprachigen Angebote bestehen
zumeist in der Möglichkeit einer hei-
matsprachlichen Behandlung/Beratung
(v. a. in russischer und/oder polnischer
Sprache) oder in der Bereitstellung von
mehrsprachigen Drittmaterialien (z. B.
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von DHS oder BZgA). Eine kultursensib-
le Ausstattung der Einrichtungen ist
ebenso wenig verbreitet wie bspw. eine
entsprechende Vepflegung oder die
Berücksichtigung von Fest- und Feierta-
gen in den Herkunftsländern.

Die Ergebnisse der Befragung unter-
streichen, dass eine konzeptionelle und
personelle Einbindung der Thematik ei-
ne kultursensiblere Ausrichtung för-
dert. Besonders wirkungsvoll erschei-
nen der Einbezug von Fachkräften mit
Zuwanderungsgeschichte  und  die
strukturelle Verankerung kultursensib-
ler Ansätze. Grundsätzlich zeigt sich der
stationäre Versorgungsbereich etwas
migrantenorientierter aufgestellt. Eine
Ausnahme stellen Kooperationen mit
Institutionen, Vereinen o. Ä. aus dem
Migrationsbereich dar: Hier zeigen sich
ambulante Einrichtungen besser ver-
netzt.

Insgesamt werden von den Befragten
große Bedarfe in Bezug auf die Weiter-

entwicklung kultursensibler Ansätze
gesehen, die sich vorwiegend auf das
Personal beziehen (eigener Migrations-
hintergrund, Fortbildungen etc.). Darü-
ber hinaus lassen sich aus den Ergebnis-
sen der Bestandsaufnahme und mit
Blick auf die Fachdiskussion eine Reihe
von Empfehlungen auf folgenden Ge-
bieten ableiten:

� politische Schwerpunktsetzung

� Bestandsaufnahme der Bedarfe aus
Sicht der Betroffenen

� Bündelung und Transfer von Know-
How und Best-Practice

� Transkulturalität als Trägeraufgabe

� Transkulturalität in den Einrichtun-
gen

Die vorliegende Studie verweist auf
den Bedarf an transkultureller (Weiter-)
Entwicklung der Suchthilfe in NRW und
liefert konkrete Ansatzpunkte für
Bemühungen auf verschiedenen Ebe-
nen.



1 In der vorliegenden Untersuchung werden die Begriffe Migratonshintergrund und
Zuwanderungsgeschichte synonym verwendet. Für die bessere Lesbarkeit wurden zudem
an einigen Stellen auch die Begriffe „Migrant“ und „Migrantin” genutzt.

2 Im Mikrozensus 2010 wird Migrationshintergrund wie folgt definiert: Zu den Menschen
mit Migrationshintergrund zählen „alle nach 1949 auf das heutige Gebiet der Bundesre-
publik Deutschland Zugewanderten, sowie alle in Deutschland geborenen Ausländer und
alle in Deutschland als Deutsche Geborenen mit zumindest einem zugewanderten oder
als Ausländer in Deutschland geborenen Elternteil“.

1 Ausgangssituation

Die Themen Migration und Integration
erleben in der Bundesrepublik Deutsch-
land in den letzten Jahren eine erhöhte
Aufmerksamkeit. Dies liegt nicht zuletzt
an der demographischen Entwicklung.
Mit Einführung der Erfassung des soge-
nannten Migrationshintergrunds1 im
Mikrozensus 2005 fand die Vielfalt und
Verbreitung des Phänomens Migration
auch in der amtlichen Statistik ihren
Ausdruck.2 Die größten Bevölkerungs-
gruppen mit Migrationshintergrund
kommen bundesweit – wie auch in
Nordrhein-Westfalen – aus den Her-
kunftsländern Türkei, Russland und Po-
len. Im Jahr 2010 hatten bundesweit

15,7 Mio. Personen, das sind 19,3 %
der Gesamtbevölkerung, eine Zuwan-
derungsgeschichte, davon weniger als
die Hälfte ohne deutsche Staatsbürger-
schaft (vgl. Statistisches Bundesamt,
2011). In den jüngeren Altersgruppen
sind die Anteile der Personen mit Mi-
grationshintergrund deutlich höher und
erreichen bei den unter 5-Jährigen
mehr als ein Drittel.

In Nordrhein-Westfalen haben laut Mi-
krozensusergebnissen im Jahr 2010 ins-
gesamt 23,4 % der Personen in Privat-
haushalten einen Migrationshinter-
grund, und damit deutlich mehr als in
Deutschland insgesamt. Die größte
Gruppe kommt auch in NRW aus der

8

Abb. 1: Herkunftsland/-region der Bevölkerung mit Migrationshintergrund in der Bundes-
republik in Millionen, Mikrozensus 2010

Mio.



Türkei, gefolgt von Personen aus den
Nachfolgestaaten der ehemaligen Sow-
jetunion und Polen, die in großen Teilen
als (Spät-)Aussiedler und Aussiedlerin-
nen nach Deutschland kamen. Diese
sind überproportional im ländlichen
Raum vertreten, während Personen mit
Herkunft aus den ehemaligen Gastar-
beiterländern vorwiegend im städti-
schen Raum leben. In der nordrhein-
westfälischen Zuwanderungsstatistik
von 2010 werden Leverkusen und Ha-
gen als Städte mit dem höchsten Bevöl-
kerungsanteil mit Zuwanderungsge-
schichte (36,5 % bzw. 36,3 %) geführt,
gefolgt von Städten wie Wuppertal
(32,6 %), Köln (32,4 %) und Bielefeld
(32,3 %). Aber auch unter den Land-
kreisen in NRW bleiben einige nicht
wesentlich hinter diesen Zahlen zurück
(z. B. Oberbergischer Kreis: 30,9 %; vgl.
MGFFI, 2008).

Ein Bestandteil von Integration ist die
Ausrichtung der Versorgungsstrukturen
auf sich verändernde Bevölkerungs-
strukturen und Zielgruppen. Dies gilt
ebenfalls für die Suchthilfe: Suchtpro-
bleme können selbstverständlich auch
Menschen mit Migrationshintergrund
betreffen. Und obgleich einzelne – v. a.
stationäre – Einrichtungen viele, z. T.
überdurchschnittlich viele, Menschen
mit Migrationshintergrund betreuen, ist
diese Zielgruppe insgesamt in der
Suchthilfe unterrepräsentiert. Die An-
teile von Klientel mit Migrationshinter-
grund in Suchthilfeeinrichtungen oszill-

ieren nach Angaben der Deutschen
Suchthilfestatistik in den verschiedenen
Versorgungsbereichen um 15 %3. 

Aus Einrichtungen, in denen Zugänge
glücken, wird z. T. berichtet, dass die
Haltequote geringer ist und die Be-
handlung öfter als für deutsche Klien-
tinnen und Klienten ohne Migrations-
hintergrund ihr Ziel verfehlt. Zudem
scheinen sowohl Übergänge vom als
auch ins ambulante Hilfesystem selte-
ner zu sein; die klassische Behandlungs-
kette glückt nicht in dem Maße wie bei
Klientinnen und Klienten ohne Migrati-
onshintergrund. Die Einrichtungen der
Suchthilfe stehen also – und das zuneh-
mend – vor der Herausforderung, Inan-
spruchnahmebarrieren für Patientinnen
und Patienten mit Zuwanderungsge-
schichte zu erkennen und zu senken so-
wie ihre Beratungs- und Behandlungs-
leistungen kultursensibel zu gestalten.
Dieser Anspruch betrifft nicht nur die
Suchthilfe, sondern ist in der gesamten
Gesundheits- und auch speziell in der
psychiatrischen Versorgung relevant.
Eine entsprechende konzeptionelle
Ausrichtung bzw. eventuelles Umden-
ken sieht sich im Einklang mit Forderun-
gen von Migrantenverbänden wie der
WHO und (für den psychiatrischen Be-
reich) den Sonnenberger Leitlinien.

Das Ministerium für Gesundheit, Eman-
zipation, Pflege und Alter des Landes
NRW will sich verstärkt der Situation
von  Migrantinnen  und  Migranten

9

3 Vgl. http://www.suchthilfestatistik.de/download.html; vgl. auch Salman, 1999. 



im Suchthilfesystem widmen. Daher
möchte es im Rahmen der Verbesse-
rung des differenzierten Suchthilfesys-
tems in NRW einen besonderen
Schwerpunkt auf die Weiterentwick-
lung migrantenspezifischer Unterstüt-
zungsangebote legen. Auch die Land-
schaftsverbände Rheinland (LVR) und
Westfalen-Lippe (LWL) widmen sich seit
Jahren der Verbesserung einer kultur-
sensiblen Suchthilfe. 

In der Fachdiskussion gilt es als ent-
scheidend für eine kultursensible Bera-
tung/Behandlung, dass die Leitung kul-
tursensibles Arbeiten aktiv fördert und
im Leitbild verankert hat sowie dass die
Beschäftigten über adäquate Kenntnis-
se verfügen und eine entsprechende
Haltung pflegen. Daneben sollten die
Rahmenbedingungen in den Einrich-
tungen Menschen mit Zuwanderungs-
geschichte Zugang und Orientierung
erleichtern und ihnen Wertschätzung
signalisieren. 

Die Anforderungen an Einrichtungen4

können systematisch wie folgt unter-
schieden und beispielhaft skizziert wer-
den:

� Institutionell-organisatorische
Voraussetzungen, wie z. B. Veran-
kerung transkultureller5 Aspekte im
Leitbild, Definition transkultureller
Zielsetzungen und deren Integration
in Qualitätsmanagement und Con-
trolling, Benennung von Migrations/
Integrationsbeauftragten, mehrspra-
chige Beschriftungen, Formulare und
Informationstexte, Bewirtung mit je
zielgruppenadäquaten Speisen oder
Getränken (z. B. Tee, vegetarische
Speisen), Zeitschriften u. Ä. in meh-
reren Sprachen im Wartezimmer,
aufsuchende Arbeit an adäquaten
Orten, multikulturelle Teams, Einsatz
geschulter Fachdolmetscherinnen
und -dolmetscher sowie Sprachmitt-
lerinnen und -mittler, Handbiblio-
thek zu transkulturellen Themen. 

� Team- und fachkräftebezogene
Voraussetzungen, wie z.B. trans-
kulturelle Fortbildungen – einschließ-
lich Sprachfortbildungen, Diagno-
stikschulungen und Fortbildungen
zum Erwerb kultureller Kompeten-
zen; Kenntnisse zu Krankheitsver-
ständnis, Gesundheitssystem, Ge-
schlechterrollen etc. in verschie-
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4 Der Begriff „Einrichtung“ wird hier für jedwede Art von Suchthilfeangebot verwendet,
darunter: offene Angebote, Beratungsstellen, Präventionsfachstellen, ambulante Thera-
pie, psychosoziale Betreuung von Substituierten, Betreutes Wohnen, stationäre Einrich-
tungen des Wohnens und der medizinischen oder (sozio-)therapeutischen Behandlung
etc.  

5 Im Unterschied zum bis dato verbreiteteren Begriff „interkulturell“ hebt der Terminus
„transkulturell“ stärker auf eine von einem statischen Kulturverständnis gelöste, Vielfalt
und Vielseitigkeit anerkennende Haltung an, die auch Reflexion der eigenen Identität be-
inhaltet. In der Praxis findet jedoch häufig keine eindeutige Abgrenzung dieser Begriffe
und sich ergänzenden Konzepte statt. Zur theoretischen Diskussion: Vgl. u. a. Domenig,
2007; Welsch, 2009 oder Sen, 2010.



denen Kulturen; Sprachkenntnisse
im Team, regelmäßige Selbst-
reflexion von inter- bzw. trans-
kultureller Kompetenz im Team, kul-
tursensible Fallreflexion und Supervi-
sion, Einüben des Perspektivwech-
sels, (aktive Suche nach) Personal
aus anderen Kulturen 

� Kooperation und Vernetzung, z.
B. mit Migrations-, Sozial- und son-
stigen Fachdiensten sowie mit
Schlüsselpersonen der unterschiedli-
chen Migrantengruppen, -organisa-
tionen und -verbände; Beteiligung
der Betroffenen, ihrer Angehörigen
und von Selbsthilfegruppen an Pla-
nung und Ausgestaltung der Hilfen;
gemeinsame Aktionen, gegenseiti-
ges Lernen 

� Öffentlichkeitsarbeit, wie z. B.
Hinweise/Werbung in Zeitungen,
Medien der jeweiligen Ziel-Commu-
nities, mehrsprachige Aushänge in
entsprechenden  Kulturzentren,
primär-  und  sekundärpräventive
(Aufklärungs-)Angebote in entspre-
chenden Settings (Schulen, Verei-
nen, Elternclubs etc.)

Um den Bemühungen des Ministeriums
und der Landschaftsverbände hinsicht-
lich der kultursensiblen Gestaltung der
Suchthilfeangebote einen neuen Schub
zu verleihen, werden derzeit verstärkt
entsprechende Weiterentwicklungen
angestrebt. Dazu soll zunächst eine Be-
standsaufnahme in der Suchthilfe in
NRW erfolgen. Hier sollen zum einen
die Ist-Situation in den Einrichtungen
erfragt und zum anderen Perspektiven
und Bedarfe erhoben werden. 

Auf Anregung der LWL-Koordinations-
stelle Sucht (LWL-KS) förderte das
Ministerium für Gesundheit, Emanzipa-
tion, Pflege und Alter des Landes NRW
eine Bestandsaufnahme zu transkultu-
rellen Kompetenzen in Suchthilfeein-
richtungen in NRW. Der Auftrag zur Er-
hebung ging an die FOGS, Gesellschaft
für Forschung und Beratung im Ge-
sundheits- und Sozialbereich mbH, und
wurde in Abstimmung mit der Koordi-
nationsstelle Sucht des LVR durchge-
führt. Bevor die schriftliche Befragung
im September 2011 verschickt wurde,
wurde die LAG der Freien Wohlfahrts-
pflege/Arbeitsausschuss Drogen und
Sucht über das Vorgehen informiert
und um Unterstützung gebeten. Im Fol-
genden werden Vorgehen und Ergeb-
nisse vorgestellt sowie daraus abgelei-
tete Empfehlungen formuliert.

2 Vorgehen und Methodik

Die Bestandsaufnahme zu transkulturel-
len Kompetenzen in der Suchthilfe in
NRW und damit zusammenhängenden
Bedarfen wurde als schriftliche Befra-
gung der Einrichtungen und Angebote
durchgeführt. Die FOGS und die LWL-
KS entwickelten in Abstimmung mit der
LVR-KS das Vorgehen, erarbeiteten ei-
nen Fragebogen und definierten die
Stichprobe.

2.1 Fragebogenentwicklung
Es wurde im Rahmen der Fragebogen-
gestaltung keine explizite oder gar eige-
ne Definition des Begriffs Zuwande-
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rungsgeschichte vorgenommen, da da-
von ausgegangen wurde, dass die Ein-
richtungen der Suchthilfe sich bei der
Erfassung nach dem Deutschen Kernda-
tensatz (KDS) richten.6 Demnach wird
auch in der entsprechenden Abfrage in
dieser Untersuchung zwischen Personen
ohne deutsche Staatsangehörigkeit so-
wie Deutschen mit und ohne Migrati-
onshintergrund unterschieden, wobei
ein Migrationshintergrund sowohl bei
eigener als auch bei Migration minde-
stens eines Elternteils vorliegt („selbst
migriert“ oder „als Kind von Zuwande-
rern/Migranten geboren“).

In der Bestandsaufnahme wurden fol-
gende Bereiche und Aspekte in der
schriftlichen Befragung beleuchtet:

� Leitbild

� Personalausstattung und -qualifika-
tionen

� Teamprozesse

� kultursensible Ausstattung und An-
gebote

� Klientel

� (spezifische) Kooperation/Vernet-
zung

� Qualitätsmanagement und Berichts-
wesen

� Öffentlichkeitsarbeit

� (Weiter-)Entwicklungsbedarfe aus
Sicht der Befragten.

Die zumeist geschlossenen Fragen
konnten in jedem Themenbereich
durch offene Anmerkungen erläutert
und ergänzt werden. 

In einem Pretest wurde die Tauglichkeit
des Fragebogens erprobt. Nach der
testweisen Fragebogenbearbeitung
wurden die Antworten auf Missver-
ständnisse, unklare Fragen/Antworten
etc. überprüft und die Pretest-Einrich-
tungen kontaktiert, um ihre Eindrücke
von der Bearbeitung des Bogens einzu-
holen. Die sich daraus ggf. ergebenden
Änderungsbedarfe flossen in die Über-
arbeitung des Fragebogens ein.

Neben der Möglichkeit, den Fragebo-
gen auf Papier auszufüllen und per Post
oder Fax an die FOGS zurückzusenden,
wurde den Einrichtungen auch die Op-
tion eingeräumt, ein Word-Formular
anzufordern und den Bogen digital zu
beantworten.

2.2 Stichprobe und Rücklauf
Die Bestandsaufnahme wurde als Voll-
erhebung in der professionellen Sucht-
hilfe angelegt und umfasste die in der
unten stehenden Tabelle aufgeführten
Einrichtungsarten und Angebote im
ambulanten und stationären Bereich –
unabhängig davon, ob sie landesgeför-
dert sind oder nicht7: 

12

6 Der KDS erfragt neben der Staatsangehörigkeit, ob der Klient/die Klientin migriert ist oder
ob er/sie als Kind von migrierten Eltern geboren wurde. Zudem wird erfasst, ob die deut-
sche Sprache beherrscht wird. Vgl. DHS, 2010.

7 Mithilfe verschiedener Adressdateien von LWL, LVR und DHS konnte ein Datensatz von
ursprünglich ca. 560 Einrichtungen zusammengestellt werden, der im Laufe der Erhebung
(aufgrund von entsprechenden Rückmeldungen) auf 530 Adressen korrigiert wurde.
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* Bei 20 Fragebogen wurde kenntlich gemacht, dass diese sowohl für die Beratungsstelle
als auch für die zugehörige Fachstelle/Fachkraft für Prävention gelten. Diese (9,3% der
Fragebogen) sind hier nicht den Fachstellen/Fachkräften für Prävention, sondern nur den
Kontakt- und Beratungsstellen zugeordnet. Zählte man diese Fragebogen hinzu, ergäbe
sich ein Anteil von 17,2 % und damit eine in etwa dem Anteil in der Gesamtstichprobe
entsprechende Größenordnung.

** Bei 20 Fragebogen wurde kenntlich gemacht, dass diese sowohl für die Beratungsstelle
als auch für die zugehörige Fachstelle/Fachkraft für Prävention gelten. Diese gehen hier in
beiden Bereichen ein.

ambulant darunter: 395 74,5 157 72,7 39,7

Fachstellen/Fachkräfte für Prävention 85 16,0 17 7,9 * 43,5 **

Kontakt- und Beratungsstellen (ggf. inkl.
weiterer Angebote wie Behandlung/
Rehabilitation, psychosoziale Begleitung 234 44,2 113 52,3 48,3 **
Substituierter, ambulant Betreutes
Wohnen, Fachkraft für Prävention,
Aufsuchende Arbeit in JVA)

kommunale Beratung, Sozialpsychia-
trischer Dienst, Suchtberatung in 38 7,2 17 7,9 44,7
Gesundheits- oder anderen Ämtern

ambulant Betreutes Wohnen 27 5,1 4 1,9 14,8

Glücksspielfachstellen 4 0,8 2 0,9 50,0

Substitutions-/Drogentherapeutische
Ambulanz 7 1,3 4 1,9 57,1

stationär darunter: 135 25,5 59 27,4 43,7

Entgiftungsbehandlung, eigene
Einrichtung oder Station/Abteilung 19 3,6 8 3,7 42,1
einer (psychiatrischen) Klinik

medizinische Rehabilitation, Fachklinik,
teilstationäre, ganztägig ambulante 71 13,4 31 14,4 43,7
Rehabilitation, Adaption

stationär Betreutes Wohnen/Wohnheim 45 8,5 20 9,3 44,4

Gesamt 530 100,0 216 100,0 49,1

Tab. 1: Angeschriebene und beteiligte Einrichtungen und Angebote der Suchthilfe/Sucht-
prävention 

Einrichtungstyp angeschrieben Rücklauf Erreichung
je Bereich

Anzahl Anteil in % Anzahl Anteil in % in %



Beim größten Teil der angeschriebenen
Einrichtungen handelt es sich um ambu-
lante Kontakt- und Beratungsstellen
(44,2 %), die zum Teil auch weitere An-
gebote wie z. B. ambulante Behand-
lung/Rehabilitation, psychosoziale Be-
gleitung Substituierter, ambulant Betreu-
tes Wohnen, Suchtprävention oder auf-
suchende Arbeit in der JVA vorhalten. 

Die Einrichtungen wurden Ende Sep-
tember 2011 mit einem Fragebogen
angeschrieben. Die LWL-Einrichtungen
erhielten zusätzlich ein LWL-internes
Begleitschreiben. 

Nach Ablauf der Frist für die Rücksen-
dung des Fragebogens am 14. Oktober
wurde noch eine gute Woche abge-
wartet, bevor mit der Auswertung be-
gonnen werden sollte. Da der (abseh-
bare) Rücklauf zu diesem Zeitpunkt bei
unter 30 % lag, vereinbarten LWL-KS
und  FOGS  gemeinsam  mit  dem
Auftrag gebenden Ministerium eine
Verlängerung der Frist und eine posta-
lische Nachfassaktion. Die erneuten
Zusendungen enthielten nun auch ein
Begleitschreiben des Ministeriums, das
die Motivation der Einrichtungen zu
einer Teilnahme an der Befragung
erhöhen sollte.

Die nunmehr eingegangenen Rückmel-
dungen führten einerseits zu einer Be-
reinigung der Adressdatei (s. o.) und lie-
ferten einige Erklärungen für den an-
fänglichen Verzug. So hatten z. B. eini-
ge für mehrere Angebotselemente je
separat angeschriebene Einrichtungen
einen Bogen für alle angefragten Ange-
botsteile ausgefüllt und gaben an, dass
sich die Antworten auf mehrere Berei-
che beziehen. Meistens bezog sich dies
auf Beratungsstellen mit Präventions-
fachkräften8, z. T. auf Beratungsstellen,
die auch PSB oder Betreutes Wohnen
vorhalten, auf Nebenstellen u. a. 

Einige andere Angeschriebene infor-
mierten über die Schließung von ange-
schriebenen Zweigstellen oder darüber,
dass die angeschriebenen Angebote gar
nicht der Suchthilfe zuzuordnen seien.
Es gab jedoch auch Absagen, begrün-
det vor allem mit mangelnden zeitlichen
Kapazitäten (Erkrankung, Urlaub, insge-
samt zu große Arbeitsbelastung etc.)
oder durch einen mangelnden Bezug
zur Thematik („Keine Klientel mit Zu-
wanderungsgeschichte“). 

Nach Ablauf der verlängerten Frist stell-
te sich Ende November/Anfang Dezem-
ber 2011 der Rücklauf wie folgt dar:

14

8 Fachkräfte für Suchtprävention wurden zusätzlich zur Beratungsstelle, an der sie ange-
siedelt sind, separat angeschrieben.



Die Übersicht zeigt, dass durch die
Nachfassaktion nunmehr fast die Hälfte
der angeschriebenen Angebote für die
Bestandsaufnahme erreicht werden
konnten. Zudem ist auch mit Blick auf
Einrichtungen, die sich nicht an der Be-
fragung beteiligt haben, davon auszu-
gehen, dass nicht alle angeschriebenen
Einrichtungen/Adressen zur eigentli-
chen Stichprobe gehören oder einige
mehrfach angeschrieben wurden. Auch
haben vermutlich einige der Antwor-
tenden, ohne dies explizit zu vermer-
ken, für mehrere Angebote geantwor-
tet. Die FOGS und die LWL-KS gehen
deshalb davon aus, dass rund die Hälfte
der Suchthilfeeinrichtungen in NRW an
der Befragung teilgenommen hat.

Um Angaben nicht doppelt zu werten,
erfolgte die Auswertung grundsätzlich
auf Basis der n = 216 Fragebogen und
nicht auf der Basis von 260 Angeboten,
über die berichtet wurde. 

Betrachtet man die Verteilung der Ein-
richtungsarten, die sich an der Befra-
gung beteiligt haben, im Vergleich zu
der Verteilung der angeschriebenen Ein-
richtungen (Tab. 1), so zeigt sich, dass
sich diese insbesondere im stationären
Bereich nahezu identisch darstellt: Ent-
giftungseinrichtungen stellen in der Ge-

samtstichprobe einen Anteil von 3,6 %
und im Rücklauf 3,7 % der Einrichtun-
gen. Auch die Größenordnung, in der
Rehabilitations-/Entwöhnungs-/Adapti-
onseinrichtungen (14,4 %) und stationä-
re Wohnangebote (9,3 %) vertreten
sind, entspricht in etwa den Anteilen in
der Gesamtstichprobe (13,4 % bzw.
8,5 %). Im ambulanten Bereich variieren
die Anteile der Präventionsfachstellen
und der Kontakt- und Beratungsstellen,
was aber zum Teil dadurch zu erklären
ist, dass hier in mindestens 20 Fällen je
ein Fragebogen für mehrere Angebote
vorliegt und die Zuordnung entspre-
chend problematisch ist. Im Rücklauf un-
terrepräsentiert sind lediglich Angebote
des ambulant Betreuten Wohnens: Hier
haben sich lediglich 14,8 % der ange-
schriebenen Einrichtungen beteiligt. Die
Erreichungsquote liegt ansonsten je nach
Einrichtungsart zwischen 42 % und
57 %. Insgesamt sind im Rücklauf also
die verschiedenen Einrichtungsarten (mit
Einschränkung der ambulant Betreuten
Wohnangebote) zu ähnlichen Anteilen
vertreten wie in der Gesamtstichprobe:
Fast drei Viertel der Teilnehmenden kom-
men aus der ambulanten Versorgung
und 27,4 % der Einrichtungen sind dem
stationären Bereich zuzuordnen. 
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Tab. 2: Rücklauf insgesamt

Anzahl Stichprobengröße Anzahl Anzahl
angeschriebener nach eingegangener Frage- der angeschriebenen
Einrichtungen Adresskorrektur bogen (z. T. für mehrere Angebote mit

Einrichtungen) vorliegenden Angaben

559 530 216 260

100 % 40,8 % 49,1 %



3 Ergebnisse

Bevor nun die Ergebnisse der Befragung
im Einzelnen vorgestellt werden, soll
auf das Ausfüllverhalten eingegangen
werden. Ein Gutteil der Einrichtungen
hat die Befragung eher oberflächlich,
z. T. mit ungenauen Daten (Schätzun-
gen) und bei den offenen Fragen wenig
ausführlich beantwortet. Deshalb liegen
nicht für alle Fragen von allen Einrich-
tungen (verwertbare) Angaben vor und
reduzieren sich die Aussagen, die sicher
getroffen werden können, z. T. auf eine
geringere Stichprobe. Es kann jeweils
nicht sicher interpretiert werden, ob ei-
ne fehlende Angabe inhaltlich zu ver-
stehen ist (also einem „nein“ bzw.
„kein/null“ gleichkommt) oder ob diese
lediglich eine Nichtbeachtung einer Fra-
ge betrifft. Im folgenden Kapitel wird
versucht, dieser Problematik angemes-
sen zu begegnen und diese jeweils
transparent zu machen. 

Obgleich einige Befragte ausführlich
und  erkennbar  kompetent  zu  den
Fragen und Themen Stellung nahmen,
so zeigt sich durch das meist knappe
und z. T. oberflächliche Antwortverhal-
ten in den vielen Fragebogen insgesamt
keine vertiefte Auseinandersetzung mit
transkulturellem Arbeiten in der Sucht-
hilfe. 

In der Auswertung wurden in der Regel
alle ambulanten Angebote wie auch al-
le stationären zusammengefasst, zum
einen da v .a. im ambulanten Bereich
davon auszugehen ist, dass nicht alle

Teilnehmenden den Bereich, über den
sie berichten, explizit beschrieben ha-
ben. Hier kann bei einigen angenom-
men werden, dass sie – neben mitarbei-
tenden Präventionsfachkräften – auch
über ein ggf. angeschlossenes Betreu-
tes Wohnen berichten, ohne darauf ge-
sondert hinzuweisen. Zum anderen
sind die Gruppengrößen z. T. so gering,
dass sie keine Aussagen zulassen (zwei
Fachstellen für Glücksspielsucht, je vier
Angebote des ambulant Betreuten
Wohnens und im Bereich der Substituti-
on). Für ausgewählte Fragen wurde ei-
ne detaillierte Auswertung nach Ein-
richtungsart durchgeführt. An den Stel-
len, an denen sich hier Unterschiede
bzw. Auffälligkeiten zeigen, wird dar-
auf hingewiesen.

In der Darstellung der Ergebnisse sollen
die wesentlichen Erkenntnisse gebün-
delt präsentiert werden, zusätzlich fin-
den sich ausführliche Tabellen im An-
hang. Wo möglich, werden Bezüge
zwischen den Ergebnissen hergestellt
sowie Verweise auf andere Statistiken
und Studien, insbesondere auf die von
der  LWL-Koordinationsstelle  Sucht
2007 publizierte und begleitete Dip-
lomarbeit „Menschen mit Migrations-
hintergrund in den Suchthilfeeinrich-
tungen in Westfalen-Lippe“, vorge-
nommen.

3.1 Klientel
Mit welcher Klientel befassen sich die
Einrichtungen aktuell und welchen Stel-
lenwert nehmen Klientinnen und Klien-
ten mit Migrationshintergrund ein? Um

16



dies herauszufinden, wurden die Ein-
richtungen im Rahmen der schriftlichen
Befragung gebeten, Angaben zur Zu-
wanderungsgeschichte der Klientinnen
und Klienten zu machen. So konnte der
Anteil der Menschen mit Migrations-
hintergrund an der Klientel ermittelt
werden.

Wie schon erwähnt, machen nicht alle
Einrichtungen Angaben zu ihrem Klien-

tel: Von 42 Einrichtungen (= 19,4 %)
liegen keine verwertbaren Daten vor
(bspw. in vielen Fachstellen für Präven-
tion), 64 weitere Einrichtungen geben
lediglich Schätzwerte an.

Die folgende Abbildung  weist  die
vorliegenden Angaben für die Ge-
samtklientel differenziert nach Schät-
zung und genauen Zahlen für die un-
terschiedlichen Einrichtungsarten aus:
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Abb. 2: Summe aller Klientinnen und Klienten im Jahr 2010 nach Einrichtungsarten in Tsd., 
N = 171 Einrichtungen

Es ist bemerkenswert, welch hoher
Anteil der Einrichtungen (rd. 50 %)
gar keine bzw. lediglich geschätzte
Angaben zu Klientenzahlen (nach Na-
tionalität/Zuwanderungsgeschichte)
abgibt. 

Soweit Daten vorliegen, variieren die
Zahlen  der  befragten  Einrichtungen

stark, was sich v. a. durch die unter-
schiedlichen Einrichtungstypen erklärt.
Die Summe der für das Jahr 2010 von
den befragten Einrichtungen doku-
mentierten Klientinnen und Klienten
beläuft sich insgesamt auf 72.751 (da-
von beruhen 32.788 auf Schätzungen),
der Großteil davon (41.248) in Bera-
tungsstellen. 

Glücksspiel



Über alle Einrichtungen betrachtet,
werden im Mittel 424 Klientinnen und
Klienten pro Einrichtung betreut. In den
unterschiedlichen Einrichtungsarten va-
riieren die Mittelwerte zwischen 59 in
stationären Wohnangeboten über rund
400 in Kliniken, 436 in Beratungsstellen
freier Träger und 645 bei Sozialpsychia-
trischen Diensten bzw. kommunalen
Beratungsstellen. Die Präventionsange-
bote werden im Mittel von 805 Perso-
nen genutzt. Vergleicht man die Mittel-
werte der Schätzwerte mit denen der
präzisen Angaben, so zeigt sich, dass

die Schätzungen deutlich höher liegen.
Auch Angaben zur Klientel mit Zuwan-
derungsgeschichte (unabhängig von
der Staatsbürgerschaft) liegen nur in
knapp der Hälfte der Einrichtungen als
präzise Daten vor, 63 Einrichtungen
schätzen die entsprechenden Zahlen.
Die folgende Abbildung weist die vor-
liegenden Angaben für die Gesamtzahl
der dokumentierten Klientel mit Zu-
wanderungsgeschichte aus, differen-
ziert nach Schätzung und genauen Zah-
len, und stellt diese den Gesamtzahlen
gegenüber:
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Abb. 3: Summe der Klientinnen und Klienten im Jahr 2010 in Tsd., N = 171 Einrichtungen

Tsd.

Den Angaben der Befragten zufolge
wurden in den teilnehmenden Einrich-
tungen im Jahr 2010 insgesamt 14.774
Klientinnen und Klienten mit Zuwande-
rungsgeschichte betreut (gut die Hälfte
geschätzt). Setzt man diese Angaben in
Relation zur Gesamtzahl der Klientin-
nen und Klienten über alle Einrichtun-
gen hinweg, ergibt sich ein Anteil von

rd. 20 % Klientel mit Migrationshinter-
grund. Dieser Wert liegt nur wenig un-
ter dem Anteil in der Gesamtbevölke-
rung in NRW (rd. 23 %). Die an der
Bestandsaufnahme teilnehmenden Ein-
richtungen berichten damit über ge-
ringfügig weniger Klientel mit Migrati-
onshintergrund als die (ehemals) lan-
desgeförderten Einrichtungen in NRW:



Die Auswertung des Kerndatensatzes
für diese – rein ambulanten – Einrich-
tungen in NRW weist einen Gesamtan-
teil von Klientel mit Migrationshinter-
grund von 22,9 % aus (wobei für gut
ein Viertel aller Klientinnen und Klien-
ten keine Angaben zum Migrationssta-
tus gemacht wurden).
Die Einrichtungen erreichen keines-
wegs alle zu einem Fünftel Klientel mit
Zuwanderungsgeschichte,  vielmehr

gibt es Angebote, die zu niedrig einstel-
ligen Anteilen Migrantinnen und Mi-
granten erreichen, während andere
Einrichtungen zur Hälfte und darüber
hinaus von dieser Zielgruppe in An-
spruch genommen werden. Betrachtet
man die Verteilung der Anteile von Mi-
grantinnen und Migranten an der Ge-
samtklientel für die verschiedenen Ein-
richtungsarten, zeigt sich ein unter-
schiedliches Bild: 
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Tab. 3: Prozentanteil der Klientel mit Zuwanderungsgeschichte im Jahr 2010, 
N = 171 Einrichtungen

Einrichtungstyp N Min Max Mittelwert
in % in % in %

Fachstellen/Fachkräfte für
Prävention 7 12,7 40,0 27,8

Kontakt- und Beratungsstellen
freier Träger 94 2,8 54,0 17,1

kommunale Suchtberatung 13 3,0 58,8 18,7

ambulant Betreutes Wohnen 4 2,6 75,0 25,2

Glücksspielfachstellen 2 25,2 26,2 25,7

Substitutions-/Drogen-
therapeutische Ambulanz 3 18,9 30,0 23,7

Entgiftungsbehandlung 5 18,8 47,4 29,2

medizinische Rehabilitation
und Adaption 27 5,1 51,4 26,7

stationär Betreutes Wohnen/
Wohnheim 16 5,3 50,0 17,2

Gesamt 171 2,6 75,0 20,0

Einige Beratungsstellen haben z. T. nur
etwa 3 % Klientel mit Zuwanderungs-
geschichte, während andere über bis zu
75 % berichten.
Auch im stationären Bereich schwanken
die Anteile von Migrantinnen und Mi-

granten zwischen gut 5 % und über
50 %. Lediglich drei ambulante Einrich-
tungen (keine stationären) geben den
Anteil ihrer Klientel mit Migrationshin-
tergrund mit weniger als 5 % an (vgl.
Anhang Tab. 40).



Die Spitzenwerte illustrieren Berichte von
einigen Angeboten, wonach sie auf-
grund der vielen Klientel mit Zuwande-
rungsgeschichte z. T. darum kämpfen
müssen, nicht einseitig nur als auf Mi-
grantinnen und Migranten orientierte
Einrichtung wahrgenommen zu werden. 
Die Durchschnittswerte (letzte Spalte)
müssen also mit Vorsicht gelesen wer-
den: Auch wenn im Mittel in den Ein-
richtungen mit 20 % ein nur etwas ge-
ringerer Anteil von Menschen mit Zu-
wanderungsgeschichte betreut wird,
als in der Bevölkerung in NRW vorhan-
den ist, so suggeriert dieser Wert eine
bessere Erreichung innerhalb des
Gesamtsystems als in vielen Einrichtun-
gen tatsächlich gegeben ist. Anderer-
seits wurden im Jahr 2010 tendenziell
mehr Personen mit Zuwanderungsge-
schichte in der Suchthilfe betreut als im
Jahr 2004: Santel et al. (2007) berich-
ten über einen Anteil von durchschnitt-
lich 17,8 % Menschen mit Migrations-
hintergrund am Klientel der befragten
Einrichtungen in Westfalen-Lippe. 

Im Kernsegment der ambulanten Ar-
beit, in der Beratung, werden durch-
gängig zu geringeren Anteilen Men-
schen mit Zuwanderungsgeschichte er-
reicht als im stationären Setting (mit bis
zu 29 % im Entgiftungsbereich). Hier
bestätigt sich ein in der Fachdiskussion
bekanntes Muster der Nutzung von
Versorgungsangeboten:
Personen mit Migrationshintergrund
suchen vor allem medizinische Hilfen
auf, im Beratungs- und ambulanten
Therapiesetting sind sie eher unterre-
präsentiert.

Im Vergleich zur Studie von Santel et al.
(2007) in Westfalen-Lippe haben sich
die Bereiche aber etwas angenähert:
Die Mittelwerte sind in der aktuellen
Untersuchung in Beratungsstellen et-
was höher, in Kliniken und Rehabilitati-
ons-/Adaptionseinrichtungen aber
deutlich geringer. Die Angebote mit
auffällig hohen Anteilen an Migrantin-
nen und Migranten in der Klientel sind
zumeist spezifisch ausgerichtet. 
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Exkurs: 

Wie bereits beschrieben, beziehen sich die genannten Zahlen und Anteile von Klientel mit
Migrationshintergrund nur auf etwa rd. 80 % der beteiligten Einrichtungen. Unter den
Einrichtungen, für die keine Angaben vorliegen, befinden sich v. a. Präventions- und Kon-
takt-/Beratungsstellen. Aber auch 18,6 % der stationären Angebote liefern keine ent-
sprechenden Daten. Es kann nicht eingeschätzt werden, wie viel Klientel mit Migrations-
hintergrund diese Einrichtungen betreuen. Einerseits kann vermutet werden, dass diese
Einrichtungen eher wenig Klientel mit Zuwanderungsgeschichte haben, andererseits
kann in diesem Fall auch eine insgesamt mangelnde Erfassung von Daten zur Klientel ein
Grund sein. 

Eine alternative Darstellung der Verteilung von Einrichtungen mit unterschiedlichen
Migrantenanteilen findet sich in Tab. 41 im Anhang. Hier wurden Einrichtungen ohne
Angaben mitaufgeführt.



Viele Einrichtungen – v. a. im ambulan-
ten Bereich – richten sich in ihrer Arbeit
auch an Angehörige. Verwertbare An-
gaben zur Anzahl der betreuten/berate-
nen Angehörigen machen allerdings
nur 42 Einrichtungen, davon 23 ge-
schätzt. Die Anzahl der betreuten/bera-
tenen Angehörigen variiert ebenso wie
die Zahl der Klientinnen und Klienten
deutlich zwischen den Einrichtungen:
Im ambulanten Bereich werden pro Ein-
richtung zwischen vier und 800 An-
gehörige dokumentiert, im stationären
Bereich zwischen sechs und 172. Setzt
man die Angaben der Angehörigen mit
Migrationshintergrund   (unabhängig
von ihrer Staatsbürgerschaft) in Relati-
on zu den Gesamtangehörigenzahlen,

zeigt sich, dass hier der Anteil an Men-
schen mit Zuwanderungsgeschichte mit
ca. 27 % höher liegt als bei der selbst
betroffenen Klientel. Dieser eher hohe
Anteil hängt damit zusammen, dass ein
Teil der Angebote für Angehörige sich
explizit an die Zielgruppen von Perso-
nen mit Migrationshintergrund (bspw.
Familientreff für Drittstaatenangehöri-
ge) richtet. 

Die Einrichtungen wurden gebeten ein-
zuschätzen, welches die drei häufigsten
Herkunftsländer/-regionen der Klientel
mit Zuwanderungsgeschichte sind (un-
abhängig von der aktuellen Staatsan-
gehörigkeit). Das Ergebnis zeigt die fol-
gende Abb. 4:
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Abb. 4: Anzahl der Einrichtungen mit Klientel entsprechender Herkunft unter den Top 3

Anzahl

In 85,2 % der Einrichtungen (im sta-
tionären Bereich 89,8 %) kommt ein
Großteil der Migrantinnen und Migran-
ten, die dort betreut werden, aus

den Nachfolgestaaten der ehemaligen
Sowjetunion. In rund drei Viertel der
Einrichtungen nimmt die Klientel mit
türkischer Herkunft einen hohen Anteil 
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unter der Klientel mit Zuwanderungs-
geschichte ein. Des Weiteren, und das
besonders im stationären Bereich, sind
größere Anteile der Klientel mit Migra-
tionshintergrund polnischer Herkunft
zu verzeichnen. Weitere Herkunftsre-
gionen bzw. -länder sind der ara-
bisch/persische Sprachraum, die Nach-
folgestaaten des ehemaligen Jugosla-
wien und Italien. Klientel aus den Nie-
derlanden gehört, trotz der langen
gemeinsamen Grenze mit NRW, kaum
zu den Haupt-Migrantengruppen.

Grundsätzlich entspricht die Einschät-
zung der Herkunftsregionen der Klien-
tel in etwa den größten Bevölkerungs-
gruppen mit Zuwanderungsgeschichte
in NRW.

In Kürze:
Die befragten Einrichtungen unter-
scheiden sich deutlich in ihrer Größe
und entsprechend auch in der Zahl
der Klientinnen und Klienten. Nicht
alle Befragten machen (präzise) An-
gaben zu Anteilen von Klientel mit
Migrationshintergrund. Dort, wo
Angaben vorliegen, beläuft sich der
Anteil an Migrantinnen und Migran-
ten auf durchschnittlich je 17 % in
Beratungsstellen und stationären
Wohnheimen sowie bis zu durch-
schnittlich knapp 30 % in Entgif-
tungseinrichtungen. In einzelnen
Einrichtungen liegen die Werte je-
doch auch deutlich unter bzw. über
dem Durchschnitt.
Die häufigsten Herkunftsländer ent-
sprechen denen in der Gesamtbe-
völkerung, wobei die Klientel aus

der ehemaligen UdSSR im Suchthil-
fesystem etwas präsenter zu sein
scheint als Menschen mit türki-
schem Migrationshintergrund. 

Die Daten legen nahe, dass die Kli-
entel mit Migrationshintergrund im
Vergleich zu den Anteilen in der Be-
völkerung insbesondere in der am-
bulanten Suchthilfe unterrepräsen-
tiert ist. Hingegen sind sie im sta-
tionären Bereich (insbesondere in
vereinzelten Einrichtungen) überre-
präsentiert. Hier zeigen sich einer-
seits ein unterschiedliches Nut-
zungsverhalten und andererseits
Hinweise auf Zugangsbarrieren.

3.2 Leitbild
Über Leitbilder können Träger sich
grundsätzlich nach innen und außen
positionieren. Hier finden sich program-
matische Aussagen zu Haltung und
Selbstverständnis, hier müsste sich auch
wiederfinden, ob und wie Dienste auf
Menschen mit anderen kulturellen
Wurzeln/Hintergründen zugehen wol-
len. In einrichtungsbezogenen Konzep-
ten werden Leitbild-Aussagen operatio-
nalisiert sowie konkrete Angebote und
Methoden beschrieben.

In der Bestandsaufnahme wurde – trotz
durchaus kritischer Sicht auf den tat-
sächlichen Wirkungsgrad und die Rea-
litätsnähe von Leitbildern – deshalb
zunächst danach gefragt, ob der Trä-
ger/die Einrichtung über ein Leitbild
bzw. ein Konzept verfügen.
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Tatsächlich geben fast alle Befragten
(93,5 %) an, dass der Träger bzw. die
Einrichtung über ein Leitbild und/oder
ein detailliertes schriftliches Konzept
verfügt. Vor allem in stationären Ein-
richtungen ist dies nur bei wenigen Be-
fragten nicht der Fall (1,7 %). Knapp
zwei Drittel aller Einrichtungen und An-
gebote berichten, dass sie sowohl über
ein schriftliches Leitbild als auch über
ein spezifischeres Konzept bzw. eine
Leistungsbeschreibung verfügen.

Befragt nach der Verankerung interkul-
tureller und/oder transkultureller As-
pekte, Diversity bzw. kultursensibler
Arbeit in Leitbild bzw. Konzept, sind die
Angaben der Einrichtungen sowohl zah-
lenmäßig als auch inhaltlich wenig aus-
sagekräftig. Der weit überwiegende Teil
der Einrichtungen berichtet, dass ihre
Leitbilder und Konzepte keinerlei Be-
schreibung entsprechender Themen ent-
halten: Von den 160 Einrichtungen, die
hierzu Angaben machen, geben 88 an,
dass konzeptionell nicht explizit auf ent-
sprechende Aspekte eingegangen wird.
Darüber hinaus antworten einige Ein-
richtungen lediglich mit „ja“ und/oder

mit sehr allgemeinen Hinweisen auf ein
christliches bzw. humanistisches Men-
schenbild und Gleichbehandlung aller
Klientinnen und Klienten wie: „Zu uns
kann jeder kommen, unabhängig von
Religion, Geschlecht …“ oder „Wir be-
handeln alle Klienten gleich“. Von allen
befragten Einrichtungen berichten ledig-
lich 16 von einer expliziten Berücksichti-
gung interkultureller und/oder trans-
kultureller Aspekte, Diversity bzw. kul-
tursensibler Arbeit im Konzept. Zum Teil
wurden dafür auch eigenständige Kon-
zepte erstellt. In der Untersuchung von
Santel et al. (2007) gaben 11 (von 121)
Einrichtungen in Westfalen-Lippe an,
das Thema interkulturelle Öffnung
schriftlich fixiert zu haben. Das Ergebnis
der vorliegenden Untersuchung verweist
also auf eine weiterhin geringe konzep-
tionelle Auseinandersetzung mit der
Thematik kultursensibler Arbeit auf Trä-
ger- bzw. Einrichtungsleitungsebene.
Angesichts der wenig verbreiteten kon-
zeptionellen und schriftlichen Veranke-
rung der Thematik ist die Frage interes-
sant, ob die Einrichtungen hier selbst
Ergänzungs- bzw. Weiterentwicklungs-
bedarf sehen.
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Tab. 4: Verfügt Ihr Träger über ein Leitbild und Ihre Einrichtung/Abteilung über ein eigenes
schriftliches Konzept? Angaben in Prozent

ambulant stationär Gesamt(N = 216) 
(N = 157) (N = 59) in %

schriftliches Leitbild und Konzept 57,1 86,4 65,1

schriftliches Konzept 24,4 8,5 20,0

schriftliches Leitbild 10,3 3,4 8,4

weder ein Leitbild noch ein Konzept 8,3 1,7 6,5

Gesamt 100,0 100,0 100,0



38,4 % der Einrichtungen geben an,
dass sie speziell mit Blick auf die The-
matik Migration bzw. kultursensibles
Arbeiten Ergänzungs- bzw. Weiterent-
wicklungsbedarfe bei ihren Leitbildern,
Konzepten und Arbeitsansätzen sehen.
Dabei wird u. a. auf folgende Bedarfe
verwiesen:

� Verankerung des Themas Migration
bzw. kultursensibles Arbeiten im
Konzept, analog zum Genderthema

� Blick auf Herkunft und kulturelle Be-
sonderheiten als Teil der Persönlich-
keit

� kultursensible bzw. interkulturelle
Angebote

� Sensibilisierung des Personals.

In Kürze:
Der weit überwiegende Teil der Leit-
bilder und Konzepte der befragten
Einrichtungen geht nicht auf eine
Beschreibung migrationsbezogener
Themen und kultursensibler Arbeits-
ansätze ein. Lediglich zwei Fünftel
der Einrichtungen – v. a. im ambu-
lanten Bereich – sehen einen ent-
sprechenden Entwicklungsbedarf.

3.3 Personal
Eine bedeutende Rolle für die interkul-
turelle Öffnung und kultursensibles Ar-
beiten spielt das Personal. U. a. sind die
Präsenz von Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern mit eigener Zuwanderungs-
geschichte und Sprachkenntnissen von
Bedeutung – einerseits für das Klientel,
anderseits aber auch für Entwicklungen
im Team.

Über die Gesamtanzahl der Mitarbeiter-
innen und Mitarbeiter gaben 206 Ein-
richtungen Auskunft, wobei in einigen
Fällen vermutlich Angaben zu Gesam-
teinrichtungen und/oder über Fachper-
sonal hinaus gemacht wurden (gefragt
wurde nach Personen, nicht nach Stel-
len). Im Zuge einer Plausibilitätsprüfung
wurden diese Angaben aus der Aus-
wertung ausgeschlossen. Danach wird
insgesamt über 1.988 Fachkräfte ohne
Leitungsfunktion und weitere 333 Lei-
tungskräfte berichtet. Betrachtet man
die allgemeine Personalsituation der
befragten Einrichtungen, so zeigt sich
zunächst, dass die Beschäftigtenzahlen
stark variieren. Dies korrespondiert mit
der Art der Einrichtung: Ambulante An-
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Tab. 5: Sehen Sie mit Blick auf Leitbild oder Konzept Ergänzungs- bzw. Weiterentwick-
lungsbedarf im Hinblick auf die Thematik Migration bzw. kultursensible Arbeit?
Angaben in Prozent

ambulant stationär Gesamt
(N = 157) (N = 59) (N = 216)

nein 56,1 61,0 57,4

ja 40,1 33,9 38,4

keine Angabe 3,8 5,1 4,2

Gesamt 100,0 100,0 100,0



gebote berichten von bis zu 52 Fach-
kräften, einige Angebote werden aber
auch lediglich von zwei oder drei Perso-
nen getragen. Der Mittelwert der ver-
wertbaren Angaben bei ambulanten
Einrichtungen liegt bei 7,8 Fachkräften
(und damit etwas höher als der von der
in der Suchthilfestatistik für NRW erfas-
ste Wert von durchschnittlich 6,7 Be-
schäftigten in den ehemals landesge-
förderten Kontakt- und Beratungsstel-
len; Auswertung des ISD, 2012).

In Sozialpsychiatrischen Diensten bzw.
kommunalen Suchtberatungen und
Substitutionsambulanzen liegen die
Mittelwerte der Personalausstattung
mit 9,9 und 11,0 Personen höher, in
Fachstellen für Prävention mit 2,8 deut-
lich niedriger. Auch in stationären Ein-

richtungen variieren die Fachkräftezah-
len in Abhängigkeit von der Art des An-
gebots: Einrichtungen der Entgiftungs-
behandlung  berichten  von  durch-
schnittlich 37,8 Fachkräften, Entwöh-
nungs- und Adaptionseinrichtungen
von 18,4 und stationäre Wohnangebo-
te von 19,0 Fachkräften. 

Wie viele Fachkräfte haben selbst eine
Zuwanderungsgeschichte? Leider ist
die Datenqualität bei den Angaben zur
Zuwanderungsgeschichte der Fachkräf-
te problematisch. Es kann oft nicht ein-
deutig identifiziert werden, ob die Ein-
richtungen, für die keine Angaben vor-
liegen, lediglich keine Antwort hierzu
geben (konnten) oder ob sie tatsächlich
keine Fachkräfte mit Zuwanderungsge-
schichte haben. 
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Abb. 5: Einrichtungen mit (Angaben zu) Fachkräften und Leitung mit Zuwanderungs-
geschichte bzw. Migrationshintergrund (MH), N = 216

Anzahl

(Angaben zu)
Fachkräfte(n) mit MH



Mit 79 Einrichtungen berichten mehr
als ein Drittel (36,6 %) der Befragten,
dass mindestens eine Fachkraft mit Zu-
wanderungsgeschichte in der Einrich-
tung beschäftigt ist. Im Vergleich zu ei-
ner 2004 in Kooperation mit dem LWL
durchgeführten Studie (Forum Sucht,
Bd. 39), die allerdings auf Westfalen-
Lippe begrenzt ist, zeigt sich hier eine
Steigerung: Damals beschäftigten nur
ein Fünftel der Einrichtungen in Westfa-
len-Lippe Fachkräfte mit Migrationshin-
tergrund. 

Betrachtet man die Personalsituation der
hier Befragten im Detail, zeigt sich, dass
zwar lediglich 26,1 % der ambulanten
(und nur 17,6 % der Präventionsfach-
stellen und der kommunalen Beratungs-
stellen) aber immerhin 64,4 % der sta-
tionären Einrichtungen (im Entgiftungs-
bereich sogar 75 %) Fachkräfte mit Zu-
wanderungsgeschichte beschäftigen. 

Die 79 Einrichtungen mit Beschäftigten
mit Zuwanderungsgeschichte sind über
ganz NRW verstreut, wenn auch etwas
öfter in Städten als auf dem Land anzu-
treffen. Eine Detailbetrachtung zeigt,
dass Einrichtungen mit einem Anteil an
Migrantinnen und Migranten von 25 %
und mehr an der Klientel insgesamt
häufiger (mehr als die Hälfte) auch Per-
sonal mit Zuwanderungsgeschichte ha-
ben.

Die absolute Zahl der Beschäftigten mit
Zuwanderungsgeschichte beträgt ins-
gesamt pro Einrichtung bis zu 6 Perso-
nen im ambulanten und 21 Fachkräfte
im stationären Bereich (insgesamt wird

von 228 Fachkräften mit Migrationshin-
tergrund berichtet). Für die Einrichtun-
gen, die mindestens eine Fachkraft mit
Zuwanderungsgeschichte haben, erge-
ben sich Mittelwerte von 1,6 Migrantin-
nen und Migranten im ambulanten und
4,3 im stationären Bereich (Gesamt:
2,9). Der Anteil variiert dabei von 3,2 %
bzw. 3,7 % bis zu 50 % in einzelnen
ambulanten bzw. 40 % in stationären
Einrichtungen. 

Die meisten Fachkräfte mit Migrations-
hintergrund haben keine Leitungsfunk-
tionen.  Lediglich  6  ambulante  und
14 stationäre Einrichtungen (= 3,8 %
bzw. 23,7 %) berichten über (mindes-
tens) eine Leitungskraft mit Zuwande-
rungsgeschichte (insgesamt werden
über 24 Leitungskräfte mit Migrations-
hintergrund gemeldet). Alle anderen
Einrichtungen machen hierzu keine An-
gaben, sodass vermutet werden kann,
dass tatsächlich nur jene Einrichtungen
etwas eingetragen haben, die über Lei-
tungskräfte  mit  Zuwanderungsge-
schichte verfügen. D. h.: obwohl in
mindestens einem guten Drittel der Ein-
richtungen Fachkräfte mit Zuwande-
rungsgeschichte beschäftigt sind, wer-
den lediglich ein Zehntel der befragten
Einrichtungen von Menschen mit Zu-
wanderungsgeschichte geführt. 

Insgesamt fällt auf, dass deutlich mehr
stationäre Einrichtungen von Beschäf-
tigten und Leitungskräften mit Zuwan-
derungsgeschichte berichten, vermut-
lich auch ein Ergebnis von personellen
Veränderungen in letzter Zeit, s. dazu
die folgende Tab. 6: 
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Wenngleich ein Großteil der Einrichtun-
gen (81,0 %) nicht von Veränderungen
berichtet und lediglich 12,1 % der am-
bulanten Einrichtungen diesbezügliche
Entwicklungen beschreibt, so haben
doch immerhin 22,0 % der stationären
Einrichtungen ihr Personal um Fachkräf-
te mit Zuwanderungsgeschichte er-
gänzt. Denn zumeist bezieht „Verände-
rung“ sich auf eine Erhöhung des Anteils
der Beschäftigten mit Zuwanderungsge-
schichte. Lediglich einzelne Einrichtun-
gen erwähnen Abgänge von Beschäftig-
ten mit Migrationshintergrund.

Eine bedeutende Qualifikation, die
Fachkräfte mit (und z. T. auch solche
ohne) Zuwanderungsgeschichte mit-

bringen, ist die Mehrsprachigkeit. Be-
fragt nach der Palette der Sprachen, in
denen in der Einrichtung fließend bera-
ten oder behandelt werden kann, zeigt
sich, dass in 152 der 216 Einrichtungen
Fremdsprachenkompetenz vorhanden
ist. 

Differenziert man die Sprachen in
Fremdsprachen wie Englisch und Fran-
zösisch als in der Schule erlernte Welt-
sprachen einerseits und betrachtet le-
diglich solche Sprachen, die vor allem
von in Deutschland lebenden Migran-
tengruppen gesprochen werden (auf-
grund der Grenznähe wird auch Nie-
derländisch betrachtet), ergibt sich fol-
gendes Bild: 
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Tab. 6: Hat sich der Anteil Beschäftigter mit Zuwanderungsgeschichte in den letzten Jahren
bzw. seit Ende 2010 verändert? Angaben in Prozent

ambulant stationär Gesamt
(N = 157) (N = 59) (N = 216)

nein 83,4 74,6 81,0

ja 12,1 22,0 14,8

keine Angabe 4,5 3,4 4,2

Gesamt 100,0 100,0 100,0



Genau 100 Einrichtungen (46,3 %) ge-
ben an, dass hier fließend in mindes-
tens einer der für den Großteil der Be-
völkerung mit Zuwanderungsgeschich-
te gesprochenen Sprachen und/oder
Niederländisch beraten bzw. behandelt
werden kann, darunter relativ mehr sta-
tionäre Einrichtungen (78,9 %) als am-
bulante (35,0 %). Am häufigsten sind
russische Sprachkenntnisse (N = 57)
vorhanden, gefolgt von polnischen (N =
48). In deutlich weniger Einrichtungen
besteht die Möglichkeit, in türkischer
Sprache beraten zu werden (N = 23)
– da ist sogar eine Beratung auf Nieder-
ländisch häufiger möglich (nämlich in
25 Einrichtungen, v. a. aber nicht nur in
Grenznähe). Unter den sonstigen Nen-
nungen fallen vor allem Griechisch-
kenntnisse auf. Vereinzelt genannt
werden des Weiteren z. B. rumänische,
ungarische, kurdische und/oder persi-
sche Sprachkompetenzen. 

Einige Einrichtungen weisen darauf hin,
dass sie bei Bedarf z. T. Personal mit Zu-
wanderungsgeschichte bzw. entspre-
chenden Sprachkenntnissen aus ande-
ren Abteilungen bzw. Angeboten des
eigenen Trägers (z. B. aus der Migrati-
onsberatung bzw. dem Fachbereich Mi-
gration) kontaktieren und als Dolmet-
scherin bzw. Dolmetscher zu Beratun-
gen hinzuziehen können.

Allerdings legen die Einrichtungen of-
fensichtlich unterschiedliche Maßstäbe
an, wann jemand „fließend in einer be-
stimmten Sprache beraten kann“. Dies
wird z. B. beim Ausfüllverhalten bezüg-
lich englischer Sprachkompetenz deut-
lich: Immer wieder wird angegeben,
dass alle Fachkräfte fließend auf Eng-
lisch beraten können. Dies legt die Ver-
mutung nahe, dass nur wenige Einrich-
tungen zwischen grundlegenden Eng-
lischkenntnissen und der Fähigkeit,
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Tab. 7: Anzahl der Einrichtungen, in denen mindestens eine Fachkraft in einer der fol-
genden Sprachen fließend beraten/behandeln kann (exklusive Französisch und
Englisch), Mehrfachnennung möglich

ambulant (N = 157) stationär (N = 59) Gesamt (N = 216) 

keine der unten genannten Sprachen 102 14 116

mindestens eine der u. g. Sprachen: 55 45 100

Russisch 27 30 57

Polnisch 20 28 48

Niederländisch 17 8 25

Türkisch 10 13 23

Spanisch 10 7 17

Italienisch 6 6 12

Serbisch, Kroatisch, Bosnisch 2 10 12

Arabisch 2 7 9

Sonstiges 12 13 25



„fließend in Englisch beraten“ zu kön-
nen, unterscheiden. Möglicherweise
gilt Ähnliches auch für andere Sprach-
kenntnisse, sodass die Angaben wahr-
scheinlich eher Sprachkenntnisse im
Allgemeinen und nicht in jedem Fall
Beratungskompetenz in der erfragten
Sprache abbilden.

Die Präsenz von Beschäftigten mit Zu-
wanderungsgeschichte bzw. von ent-
sprechenden  Sprachkompetenzen
kann gezielt durch eine entsprechende
Personalpolitik seitens des Trägers ge-
steuert werden. Dies geschieht aller-
dings nicht oft: Derzeit wird – wenn
Stellen frei sind – lediglich in 17,2 %
der ambulanten und 11,9 % der sta-
tionären Einrichtungen gezielt nach
Personal mit Zuwanderungsgeschichte
gesucht. Dies geschieht NRW-weit so-
wohl bei Einrichtungen, die bereits
Fachkräfte mit Migrationshintergrund
haben, als auch bei solchen, die bisher
kein Personal mit Zuwanderungsge-
schichte beschäftigen. Von einigen Ein-

richtungen wird darauf hingewiesen,
dass sich Fachkräfte mit Zuwande-
rungsgeschichte nur selten bei ihnen
bewerben, sodass Einstellungen selbst
da, wo sie beabsichtigt sind, nur selten
möglich sind.

Wird (ersatzweise) die Sprachkompe-
tenz des Personals institutionell geför-
dert? Das Ergebnis der Befragung zeigt,
dass auch dies nur selten geschieht:
8,3 % der ambulanten und 11,9 % der
stationären Einrichtungen fördern den
Spracherwerb von Fachkräften. Dies
geschieht etwas häufiger in Einrichtun-
gen, die bereits mehrsprachiges Perso-
nal beschäftigen, als in solchen ohne
Personal mit Migrationshintergrund.

Neben Sprachkenntnissen sind weitere
migrationsrelevante Kenntnisse und
Kompetenzen relevant für kultursensi-
bles bzw. transkulturelles Arbeiten. Die-
se können einerseits in Fortbildungen er-
worben und/oder durch entsprechende
Zusatzqualifikationen vertieft werden. 
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Abb. 6: Einrichtungen mit Fachkräften, die 2010 migrationsrelevante Fortbildungen besucht
haben und/oder über migrationsrelevante Zusatzqualifikationen verfügen, N = 216

Anzahl



Lediglich gut ein Fünftel der Einrichtun-
gen (N = 46, 21,3 %) berichtet, dass
Beschäftigte im Jahr 2010 migrations-
relevante Fortbildungen besucht ha-
ben. In der Untersuchung von Santel et
al. (2007) lag der Anteil der Institutio-
nen, in denen Fachkräfte zum Thema
Sucht und Migration fortgebildet wur-
den, mit 45 % deutlich höher. Diese
Angaben bezogen sich allerdings auf
den Zeitraum von zwei Jahren und
nicht von einem. 

In der vorliegenden Studie variiert die
Anzahl der Beschäftigten, die 2010 ent-
sprechende Fortbildungen genutzt ha-
ben, zwischen einer und 20 Personen (in
einer Einrichtung). Damit haben im am-
bulanten Bereich zwischen 2,9 % und
100 % sowie im stationären Bereich
zwischen 3,9 % und 46,5 % Fachkräfte
migrationsrelevante Fortbildungen be-
sucht. Über Zusatzqualifikationen wird
seltener berichtet: In lediglich 13 ambu-
lanten und vier stationären Einrichtun-
gen (insgesamt 7,9 %) verfügen (ein bis
acht) Beschäftigte über migrationsrele-
vante Zusatzqualifikationen. Der Anteil
von Beschäftigten mit Zusatzqualifika-
tionen variiert dabei um den Faktor 10
und reicht von 4,2 % bis 42,9 % des
Gesamtpersonals. Die 100-%-Angaben
stammen aus Einrichtungen, die sich als
gesamtes Team fortbilden ließen, z. T.
per Inhouse-Schulungen.

Als Zusatzqualifikationen wurden u. a.
folgende genannt:

� interkulturelle Suchtberatung
(bspw.  Zertifikatskurs  bzw.  12-mo-
natige Studienergänzung „Interkul-
turelle Suchtberatung“ der Katholi-
schen Fachhochschule NRW)

� Migrationssozialarbeit
(Ausbildungsreihe des DiCV 1995)

� interkulturelle Kommunikation,
Kompetenz

� Diversity Training (z. B. im Rahmen
des derzeit laufenden Bundesmo-
dellprojekts9).

Fasst man die Beschäftigten mit migra-
tionsrelevanten Fortbildungen und die-
jenigen mit entsprechenden Zusatzaus-
bildungen zusammen, so verfügte im
Jahr 2011 immer noch weniger als ein
Viertel der befragten Einrichtungen
(23,6 %) über in diesem Bereich qualifi-
ziertes Personal. Eine Detailanalyse
zeigt, dass Einrichtungen mit einem An-
teil an Migrantinnen und Migranten
von mind. 25 % öfter entsprechend
qualifiziertes Personal beschäftigen.

Für einige Bevölkerungsgruppen mit Mi-
grationshintergrund spielen aufenthalts-
und ausländerrechtliche Gegebenheiten
eine besondere Rolle – auch im Zusam-
menhang mit einer möglichen Suchter-
krankung bzw. -behandlung: Gut 60 %
der Einrichtungen geben an, dass Be-
schäftigte über aufenthalts-/ausländer-
rechtliche Gegebenheiten informiert
sind. Demgegenüber schätzen ein Drittel
der Befragten (ambulant: 34,4 %, sta-
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9 Vgl. www.transVer.de.



tionär: 30,5 %), dass ihre Fachkräfte
nicht entsprechend unterrichtet sind.

In mehr als der Hälfte der Einrichtungen
(55,6 %)  steht  den  Beschäftigten
Fachliteratur zum Thema Interkultura-
lität, kultursensibles Arbeiten etc. zur
Verfügung. 42,7 % der ambulanten
und 40,7 % der stationären Einrichtun-
gen verneinen dies.

Insgesamt knapp jede fünfte Einrich-
tung (ambulant: 21,7 %, stationär:
15,3 %) gibt an, dass weder die Be-
schäftigten über aufenthalts- und aus-
länderrechtliche Gegebenheiten infor-
miert sind, noch Fachliteratur zum The-
ma Interkulturalität, kultursensibles Ar-
beiten etc. zur Verfügung steht. Es
handelt sich dabei um unterschiedlich-
ste  Einrichtungen  und  Angebote
(Suchtberatungsstellen  der  unter-
schiedlichsten Träger, Sozialpsychiatri-
sche Dienste bei Gesundheitsämtern) in
Städten und Kreisen verteilt über ganz
NRW.

In Kürze:
Insgesamt berichten kaum mehr als
ein Drittel der befragten Einrichtun-
gen über Personal mit Migrations-
hintergrund: Auffällig ist dabei, dass
der Anteil von Einrichtungen mit
multikulturellen Teams im sta-
tionären Kontext (knapp zwei Drit-
tel) wesentlich höher liegt als im am-
bulanten Bereich (gut ein Viertel).
Dies passt zur stärkeren Inanspruch-
nahme von stationären Angeboten
durch Klientel mit Zuwanderungs-
geschichte. Lediglich in 17,2 % der
ambulanten und 11,9 % der sta-

tionären Einrichtungen wird gezielt
nach Personal mit Zuwanderungs-
geschichte gesucht. 

100 Einrichtungen (46,3 %, also ein
höherer Anteil als der mit migranti-
schem Personal) geben an, fließend
in mindestens einer der für den
Großteil der Bevölkerung mit Zu-
wanderungsgeschichte gesproche-
nen Sprachen und/oder Niederlän-
disch beraten bzw. behandeln zu
können (vorwiegend in russischer
und polnischer, deutlich seltener in
türkischer Sprache). Auch hier zei-
gen sich stationäre Einrichtungen
(in 78,9 % liegen entsprechende
Sprachkenntnisse vor) sprachlich
besser ausgestattet als ambulante
Angebote (35,0 %).

Im Bereich migrationsbezogener
Fortbildung und Qualifizierung sind
die befragten Einrichtungen eher
schwach aufgestellt: Nur gut ein
Fünftel der Einrichtungen berichtet,
dass Beschäftige im Jahr 2010 der-
artige Fortbildungen besucht haben.
Und lediglich knapp 8 % der Ein-
richtungen beschäftigen Personal
mit  migrationsrelevanten  Zusatz-
qualifikationen.

3.4 Teamprozesse
Für kultursensibles Arbeiten und trans-
kulturelle Kompetenz beim Personal
sind nicht nur Kompetenz und Offen-
heit einzelner Beschäftigter, sondern
auch reflexive, eine kultursensible Hal-
tung unterstützende Teamprozesse von
großer Bedeutung. 
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Insgesamt 57,4 % der Einrichtungen
geben an, dass in Teamsitzungen bzw.
in Supervisionen Selbstreflexion bzgl.
inter- bzw. transkultureller Kompetenz
stattfindet. Im stationären Kontext sind
es im Schnitt sogar 66,1 % (in Wohn-
heimen allerdings nur 45,0 %, dafür in
sonstigen  stationären  Einrichtungen
75 % und mehr). Im ambulanten Be-
reich berichten insgesamt 54,1 % über
Teamreflexionen u. Ä. zu Transkultura-
lität (bei Fachstellen für Suchtpräventi-
on und kommunalen Beratungsstellen
je nur 35,3 %). Zumeist geschieht dies
jedoch nicht in systematisch veranker-
ter Weise, sondern „bei Bedarf“ oder
Interesse und „fallbezogen“. 

Einzelne Einrichtungen (< 10) berichten
aber auch von strukturellen Veranke-
rungen, z. B. davon, dass Migrations-
aspekte regelmäßiges Schwerpunktthe-
ma von Teamsitzungen sind oder regel-
haft in jeder Sitzung betrachtet werden.
All diese Einrichtungen beschäf- tigen
Personal mit Zuwanderungsgeschichte
oder sind explizit kultursensibel ausge-
richtet (verfügen z. B. über „interkultu-
relle Suchtberaterinnen und Suchtbera-
ter“ oder sind/waren an entsprechen-
den Modellprojekten beteiligt). 

Durchgängig geben die stationären Ein-
richtungen zu einem z. T. deutlich
größeren Anteil als ambulante Einrich-
tungen an, dass sie regelhaft entspre-
chende Reflexionsschritte durchführen
(vgl. Abb. 15 im Anhang). Bewusstma-
chung der Kulturbedingtheit des eige-
nen Handelns und systematisches Er-
kennen von Ethnozentrismus wird ins-
gesamt von rund 10 % der Einrichtun-
gen als regelhafter Bestandteil der
Selbstreflexion angegeben. Einen Pers-
pektivwechsel üben insgesamt immer-
hin 17,5 % der Einrichtungen regelhaft
ein und eine wertschätzende, respekt-
volle Haltung gegenüber verschiedenen
Kulturen wird in knapp einem Drittel der
Einrichtungen regelhaft thematisiert.

Es bestätigt sich, dass häufig Fachkräfte
mit eigener Zuwanderungsgeschichte
eine entscheidende bzw. anregende
Rolle für Reflexionsprozesse spielen. Die
Anteile der Einrichtungen, die regelhaft
und/oder insbesondere bei Bedarf die
verschiedenen Reflexionsschritte durch-
führen, liegen bei Einrichtungen, die
Personal mit Zuwanderungsgeschichte
beschäftigen, zumeist etwas höher als
bei jenen ohne diese Fachkräfte. Die
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Tab. 8: Findet in Teambesprechungen bzw. in Supervisionen Selbstreflexion bzgl. inter-
bzw. transkultureller Kompetenz statt? Angaben in Prozent

ambulant) stationär Gesamt
(N = 157 (N = 59) (N = 216)

nein 43,3 32,2 40,3

ja 54,1 66,1 57,4

keine Angabe 2,5 1,7 2,3

Gesamt 100,0 100,0 100,0



konkrete Frage, ob das subjektive Er-
fahrungswissen von Beschäftigten mit
Zuwanderungsgeschichte (auch durch

Hinzuziehung aus anderen Einrichtun-
gen/Abteilungen) gezielt genutzt wer-
de, ergibt folgendes Bild:

33

Tab. 9: Wird das subjektive Erfahrungswissen von Beschäftigten mit Zuwanderungs-
geschichte gezielt genutzt, z. B. für Reflexionsprozesse? Angaben in Prozent

ambulant stationär Gesamt
(N = 157) (N = 59) (N = 216)

nein 47,8 37,3 44,9

ja 37,6 55,9 42,9

keine Angabe 14,6 6,8 12,5

Gesamt 100,0 100,0 100,0

55,9 % der stationären Einrichtungen
(im  Bereich  der  Entgiftung  sogar
87,5 %) aber nur 37,6 % der ambulan-
ten Einrichtungen (v. a. lediglich 23,5 %
in kommunalen Beratungsstellen) geben
an, dass Erfahrungswissen von Fachkräf-
ten mit Zuwanderungsgeschichte gezielt
genutzt werde bzw. werden könne. Zu-
meist geschieht dies laut Angaben der
Einrichtungen bei konkreten klientenbe-
zogenen Fragestellungen, bspw. in Fall-
besprechungen oder im Rahmen von
kollegialer Beratung.

In Kürze:
Zwar geben mehr als die Hälfte der
Einrichtungen an, dass in Teamsit-
zungen bzw. in Supervisionen (gele-
gentlich) Selbstreflexion bzgl. inter-
bzw. transkultureller Kompetenz
stattfindet, jedoch geschieht dies in
den seltensten Fällen in strukturier-
ter und systematisch verankerter
Form. Vielmehr werden die ver-
schiedenen Reflexionsschritte bei
Bedarf und/oder fallbezogen durch-

geführt. Regelhaft geschieht dies
am ehesten in stationären Einrich-
tungen, wo auch häufiger auf das
subjektive Erfahrungswissen von
Beschäftigten mit Zuwanderungs-
geschichte zurückgegriffen werden
kann.

3.5 Kultursensible Ausstattung
und Angebote

Eine kultursensible bzw. transkulturelle
Ausrichtung einer Institution drückt
sich vor allem durch das Angebot und
die Ausstattung der Einrichtung aus.
Auch hier kommt zunächst einmal der
Sprache eine besondere Bedeutung zu.
Wir wollten deshalb wissen, ob neben
den oben berichteten Sprachkenntnis-
sen der Beschäftigten auch (Informati-
ons-) Materialien und andere Ausstat-
tungselemente mehrsprachig vorhan-
den sind. Insgesamt berichten 146 Ein-
richtungen (67,6 %) von mehrspra-
chigen Angeboten bzw. Infomateria-
lien, 121 ambulante (77,1 %) und 25
stationäre (42,4 %; vgl. Abb.  7).



Am häufigsten mehrsprachig vorhan-
den sind Drittmaterialien bspw. von der
DHS, der BZgA und/oder anderen Ein-
richtungen: Über die Hälfte der Einrich-
tungen, insbesondere im ambulanten
Bereich (63,1 %, stationär: nur 23,7 %)
stellen solche femdsprachigen Materia-
lien bereit. Insgesamt an zweiter Stelle
stehen mehrsprachige Informationen
über das eigene Angebot, die jedoch le-
diglich in 22,7 % der Einrichtungen, vor

allem in ambulanten (28,0 %, sta-
tionär: 8,5 %), verfügbar sind. Formula-
re, Hinweisschilder und Hausordnun-
gen sind noch seltener mehrsprachig
vorhanden und wenn, dann eher im
stationären Kontext. Auf eine mehr-
sprachige Website oder Ansage auf
dem Anrufbeantworter stoßen (poten-
tielle) Klientinnen und Klienten lediglich
bei einem kleinen Teil der befragten
Einrichtungen.
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Abb. 7: Einrichtungen mit fremdsprachigem (Informations-)Material, N = 216

Anzahl

Abb. 8: Einrichtungen mit fremdsprachigen Informationen/Materialien, N = 216

Anzahl

Gesamt       Russisch      Türkisch      Polnisch      Englisch      Spanisch    Italienisch



In welchen Sprachen werden nicht-
deutsche Informationen/Materialien
vorgehalten?

Wenn anderssprachige Angebote vor-
handen sind, handelt es sich meistens
um solche in Russisch (vorhanden in
62,9 % aller Einrichtungen bzw. 93,2 %
aller Einrichtungen mit mehrsprachigen
Angeboten), Türkisch (49,1 % bzw.
72,6 %) oder Polnisch (27,8 % bzw.
41,1 %). Ansonsten ist die Sprachviel-
falt nicht sehr stark ausgeprägt: Im am-
bulanten Bereich verfügt noch eine nen-
nenswerte Anzahl der Einrichtungen
über Informationen/Materialien in engli-
scher, spanischer oder italienischer
Sprache. Arabische oder serbische/kroa-
tische/bosnische Materialien, Informa-
tionen o. Ä. liegen dagegen nur selten
vor.

Knapp zwei Drittel der ambulanten
(66,2 %) und knapp die Hälfte der sta-
tionären Einrichtungen (49,2 %) kön-
nen auch auf Dolmetscherdienste bzw.

Sprachmittlerinnen und -mittler zurück-
greifen. Um abzuschätzen, wie oft dies
genutzt wird, wurde gefragt, wie häu-
fig im Jahr 2010 Dolmetscherinnen und
Dolmetscher eingesetzt wurden. Doch
sind die Angaben zu dieser Frage nur
schwer vergleichbar bzw. quantitativ
auswertbar:

Von den 103 Einrichtungen, die hierzu
Angaben gemacht haben, beziffern nur
einzelne die Häufigkeit (ein- bis 60-
mal). Andere führen lediglich aus, dass
sie „regelmäßig“ bzw. „bei Bedarf“ auf
Dolmetscherdienste bzw. Sprachmittle-
rinnen und mittler zurückgreifen. Wie-
der andere Einrichtungen weisen dar-
auf hin, dass die Möglichkeit zwar be-
stehe, aber im letzten Jahr nicht ge-
nutzt wurde.

Auch über die Sprache hinaus gibt es
weitere Aspekte, denen bei einer kul-
tursensiblen Gestaltung von Angebo-
ten Rechnung zu tragen ist, wie bspw.
Verpflegung und Feiertage.
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Abb.  9: Einrichtungen mit Verpflegung; ggf. unter Rücksicht auf kulturspezifische Beson-
derheiten (z. B. vegetarisches/schweinefleischfreies Essen), N = 216

Anzahl



Lediglich 25 ambulante Einrichtungen
berichten, dass sie grundsätzlich Rück-
sicht auf kulturspezifische Besonder-
heiten der Verpflegung nehmen, das
entspricht insgesamt einem Anteil von
15,9 % von allen befragten ambulan-
ten Einrichtungen aber immerhin von
44,6 % der ambulanten Einrichtungen
mit  Verpflegungsangebot.  Von  den
verbliebenen ambulanten Einrichtun-
gen mit Verpflegung gibt wiederum
weniger als die Hälfte an, dass zumin-
dest auf Wunsch kultursensible Kost
bereitgestellt wird. Der stationäre Be-
reich ist diesbezüglich besser aufge-
stellt: 72,9 % aller stationären Einrich-
tungen (im Entgiftungsbereich sogar
100 %) bieten kultursensible Verpfle-
gung an. Im stationären Bereich hal-
ten – naturgemäß – fast alle Einrich-
tungen Verpflegung vor10. Fokussiert
man auf die Einrichtungen mit Ver-
pflegung, sind es 81,1 %; alle übrigen
Einrichtungen gehen auf Sonderwün-
sche ein. 

Auch Feiertage aus anderen Kulturen
finden eher im stationären Setting
Berücksichtigung bei der Planung von
Maßnahmen und Aktivitäten (47,5 %,
ambulant: 14,6 %). Im ambulanten Be-
reich nimmt man vor allem bei der Ter-
minvergabe Rücksicht, v. a. im Rama-
dan. Im stationären Bereich wird z. T.
Ausgang zu bestimmten Feiertagen
oder zum Freitagsgebet vereinbart. Ver-
einzelt wird auch davon berichtet, dass
gemeinsam Feste aus verschiedenen
Kulturen gefeiert werden. 
Nur rund 10 % der ambulanten Einrich-
tungen berichtet von weiteren kultur-
sensiblen Besonderheiten in der Aus-
stattung, im stationären Bereich sind
dies immerhin 23,7 % der Einrichtun-
gen. Genannt werden v. a. fremdspra-
chige  Zeitschriften,  Literatur  und
mehrsprachige Infomaterialien, aber
auch das Anbieten von Tee (Samowar)
und die Einrichtung eines interreligiö-
sen Gebetsraums bzw. das Aushängen
eines interreligiösen Kalenders.
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10 Ausnahmen bilden z. T. stationäre Adaptionseinrichtungen/Wohntrainings, in denen
die Verpflegung dem Klientel selbst obliegt.

Tab. 10: Werden in der Einrichtung/Abteilung/Stelle spezifische Beratungs-/Betreuungs-/
Behandlungs-/Präventions-/Informationsangebote für Klientel mit Zuwanderungs-
geschichte vorgehalten? Angaben in Prozent

ambulant stationär Gesamt
(N = 157) (N = 59) (N = 216)

nein 66,2 72,4 67,6

ja 31,8 27,1 30,6

keine Angabe 1,9 1,7 1,9

Gesamt 100,0 100,0 100,0



Rund 30 % der Einrichtungen (ambu-
lant: 31,8 %, stationär: 27,1 %) geben
an, spezifische Beratungs-/Betreuungs-/
Behandlungs-/Präventions-/Informati-
onsangebote für Klientel mit Zuwande-
rungsgeschichte vorzuhalten. Es handelt
sich dabei v. a. um das o. g. mehrspra-
chige Infomaterial, aber auch um hei-
matsprachliche  Beratungs-/Behand-
lungsangebote sowie spezielle (zielgrup-
penspezifische) Projekte, Präventionsar-
beit in relevanten Communities o. Ä.
Von den beteiligten Substitutionsambu-
lanzen und Glücksspielfachstellen wer-
den keine speziellen Angebote für Klien-
tel mit Zuwanderungsgeschichte vorge-
halten, was zumindest angesichts der
verbreitet relativ hohen Anteile von
Menschen mit Migrationshintergrund
unter pathologischen Glücksspielerin-
nen und Glücksspielern erstaunt. Auch

in stationären Wohnangeboten (10 %)
und kommunalen Beratungsstellen
(17,6 %) sind zielgruppenspezifische Be-
ratungs- bzw. Informationsangebote für
Personen mit Zuwanderungsgeschichte
selten. 

23,6 % der ambulanten Einrichtungen
–  v.  a.  Fachstellen  für  Prävention
(47,1 %) – suchen Zuwanderergruppen
in deren spezifischen Settings auf
(bspw. bei Jugendmigrationsdiensten,
in Kultur- oder Jugendzentren etc.). Ne-
ben Streetwork wird z. T. auch mit Ju-
gendzentren kooperiert und es werden
dort Sprechstunden angeboten oder
gemeinsame Projekte mit Kulturverei-
nen durchgeführt. Auch zwei statio-
näre Einrichtungen (3,4 %) geben auf-
suchende Ansätze in entsprechenden
Settings an.

37

Tab. 11: Besteht für die Klientinnen und Klienten Wahlfreiheit bezüglich des Geschlechts
der/des Bezugsbetreuenden? Angaben in Prozent

ambulant stationär Gesamt
(N = 157) (N = 59) (N = 216)

regelhaft 53,5 22,0 44,9

sporadisch 21,0 50,8 29,2

nein 12,1 20,3 14,4

trifft nicht zu 8,9 3,4 7,4

keine Angabe 4,5 3,4 4,2

Gesamt 100,0 100,0 100,0



Vor allem im ambulanten Bereich be-
steht i. d. R. eine geschlechtsbezogene
Wahlfreiheit bzgl. des/der Bezugsbe-
treuenden: bei 53,5 % (im stationären
Bereich lediglich bei 20,0 %) der Ein-
richtungen. Sporadisch kann eine sol-
che Wahlfreiheit in weiteren 21,0 %
der ambulanten und 50,8 % der sta-
tionären Einrichtungen gewährt wer-
den.  Dennoch  ist  im  ambulanten
Bereich in 12,1 % und im stationären
Bereich sogar in 20,3 % der Einrichtun-
gen keine solche Wahlfreiheit gegeben.
16 Einrichtungen beschreiben diesen

Punkt als für sich nicht zutreffend. Die
Gründe für beides können sein, dass al-
le Beschäftigten ein Geschlecht haben,
dass z. T. nur eine Person Dienst hat
oder dass Dienstpläne die Anwesenheit
der Beschäftigten regeln, ohne dass si-
chergestellt werden kann, dass immer
mindestens ein Mann und eine Frau in
entsprechender Funktion anwesend
sind.
Ähnliche Einschränkungen zeigen sich
unabhängig von konzeptionellen Über-
legungen auch in anderen Kontexten
(vgl. z. B. Schu u. a. 2009). 
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Tab. 12: Besteht für die Klientinnen und Klienten Wahlfreiheit bezüglich der möglichen
Beratungssprache? Angaben in Prozent

ambulant stationär Gesamt
(N = 157) (N = 59) (N = 216)

nein 52,2 61,0 54,6

ja, durch eigene Fachkräfte 17,8 13,6 16,7

ja, durch Sprachmittlerinnen bzw. -mittler 15,9 11,9 14,8

trifft nicht zu 9,6 10,2 9,7

keine Angabe 4,5 3,4 4,2

Gesamt 100,0 100,0 100,0

Mit Blick auf die Betreuungs-/Behand-
lungssprache gibt es in der Mehrzahl der
Einrichtungen (54,6 %; ambulant: 52,2
%, stationär: 61,0 %) keine Wahlfrei-
heit für die Klientinnen und Klienten. In
14,8 % (ambulant: 15,9 %, stationär:
11,9 %) der Einrichtungen wird eine sol-
che Wahlfreiheit durch das Angebot von
bei Bedarf hinzugezogenen Sprachmitt-
lerinnen und -mittlern gewährt. Etwas
häufiger (in 19,4 % der Einrichtungen,
ambulant: 20,7 %, stationär: 15,7 %)

stehen sogar eigene Fachkräfte für die
Beratung in anderen Sprachen zur Ver-
fügung. Seit Jahren beschäftigen sich
Verbände, Kostenträger, Universitäten
und andere mit der Weiterentwicklung
von Suchthilfe mit Blick auf das Errei-
chen von bedarfsgerechten Angeboten
für Menschen mit Zuwanderungsge-
schichte. Wir fragten deshalb die Ein-
richtungen, ob sie schon einmal theore-
tisch oder in Erprobungsvorhaben mit
dem Thema beschäftigt waren.



Immerhin knapp 30 % der Einrichtun-
gen geben an, sich schon einmal an
Modellprojekten/Studien o. Ä. zum
Thema kulturspezifisches Arbeiten be-
teiligt oder sich anderweitig gezielt
(theoretisch) mit dem Thema auseinan-
dergesetzt zu haben. Es handelt sich
dabei um ganz unterschiedliche Ansät-
ze und Bemühungen, die sich deutlich
in Intensität und Komplexität unter-
scheiden. Den Erläuterungen zu dieser
Frage ist zu entnehmen, dass mehr als
die Hälfte der Einrichtungen, die anga-
ben, sich schon einmal mit der Thema-
tik auseinandergesetzt zu haben, dies
recht fundiert entweder in Fortbildun-
gen/Schulungen/Fachtagen/Arbeitskrei-
sen oder explizit praxisnah (in Projek-
ten, im Rahmen von trägerweiten Akti-
vitäten bzgl. interkultureller Öffnung
etc.) getan haben.11 Folgende Aktivitä-
ten lassen sich zusammenfassen:

� Interkulturelle Öffnung des Trägers

� (z. T. mehrjährige) Fortbildungen/
Schulungen zum Thema Migration

� Kommunale Aktivitäten zur interkul-
turellen Öffnung 

� Stadtteilprojekte, Integrationskonfe-
renzen etc.

� Regionaler Arbeitskreis Sucht und
Migration 

� Regionale Modellprojekte zum The-
ma Migration

� Bundesmodellprojekte zum Thema
Migration (BMG, BaMF, BmBF)

� Internationaler Austausch/Bildungs-
reisen

� Teilnahme an Forschung zum The-
ma (universitäre Studien oder auch
Master-/Diplomarbeit einer Fach-
kraft).
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Tab. 13: Hat die Einrichtung/Abteilung/Stelle sich schon einmal an Modellprojekten/Studien
o. Ä. zum Thema kulturspezifisches Arbeiten bzw. Erreichung/Versorgung von
Klientel mit Zuwanderungsgeschichte beteiligt oder sich anderweitig gezielt
(theoretisch) mit dem Thema auseinandergesetzt? Angaben in Prozent

ambulant stationär Gesamt
(N = 157) (N = 59) (N = 216)

nein 70,1 67,8 69,4

ja 28,7 30,5 29,2

keine Angabe 1,3 1,7 1,4

Gesamt 100,0 100,0 100,0

11 Darüber hinaus kann auch schon die periphere Auseinandersetzung mit der Thematik
(bspw. die Beantwortung eines entsprechenden bzw. dieses Fragebogens) einen Denk-
prozess anstoßen, wie z. T. durch Beteiligte im Rahmen der Befragung hervorgehoben
wurde.



Eine Detailanalyse zeigt, dass die Ein-
richtungen, die schon einmal im Rah-
men von Studien o. Ä. zum Thema Mi-
gration und Sucht engagiert waren,
hinsichtlich diverser Aspekte von Kul-
tursensibilität etwas besser aufgestellt
waren als jene ohne solche Erfahrun-
gen (vgl. Anhang, Abb. 19). 

In Kürze:
In Bezug auf die kultursensible Aus-
stattung der Einrichtung bzw. des
Angebots spielt zunächst die Sprache
eine Rolle. Insgesamt berichten zwei
Drittel der Einrichtungen von mehr-
sprachigen (vorwiegend russischen,
türkischen und polnischen) Angebo-
ten bzw. Infomaterialien (ambulant:
77,1 %, stationär: 42,4 %), wobei
diese zu einem großen Teil nur aus
Drittmitteln bspw. von der DHS oder
der BzgA bestehen. Über das eigene
Angebot wird hingegen nur von 51
Einrichtungen mehrsprachig infor-
miert, dabei könnnen rein deutsch-
sprachige Informationen für (potenti-
elle) Klientinnen und Klienten bereits
eine große Zugangsbarriere darstel-
len. Auch andere Kommunikations-
kanäle (Website, Anrufbeantworter)
bzw. Ausstattungselemente und Ma-
terialen (Hinweisschilder, Hausord-
nung, Formulare) sind nur in einem
kleinen Teil der Einrichtungen mehr-
sprachig. 

Weitere  Aspekte  kultursensibler
Ausrichtung wie die Berücksichti-
gung von Feiertagen und/oder be-
stimmter kulturspezifischer Beson-

derheiten bei der Verpflegung wer-
den zu deutlich größeren Anteilen
im stationären Bereich beachtet,
während ein Gutteil der ambulanten
Angebote hier Nachholbedarf zu
haben scheint. Die vergleichsweise
einfach herzustellenden Elemente
einer Willkommenskultur wie das
Auslegen fremdsprachiger Zeit-
schriften, das Aufstellen eines Sa-
mowars oder andere Besonderhei-
ten werden mit rund 30 % von er-
staunlich  wenigen  Einrichtungen
berücksichtigt. 

Während für die Klientel in knapp
drei Viertel der Einrichtungen zu-
mindest sporadisch Wahlfreiheit be-
züglich des Geschlechts des/der Be-
zugsbetreuenden besteht, trifft dies
nur in knapp einem Drittel der Ein-
richtungen auf die Betreuungsspra-
che zu.

Fast ein Drittel der Einrichtungen
bzw. einzelne Beschäftigte dort ha-
ben sich im Rahmen von Modellpro-
jekten/Studien o. Ä. schon einmal
verstärkt mit einer besseren Errei-
chung/Versorgung von Klientel mit
Zuwanderungsgeschichte bzw. mit
kulturspezifischem Arbeiten be-
schäftigt und zeigten sich diesbe-
züglich auch etwas sensibler.

3.6 Qualitätsmanagement und Be-
richtswesen

Um kultursensible Arbeit planen und
entsprechende Zielsetzungen control-
len zu können, sind gewisse (strukturel-
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le) Anforderungen auch an Qualitäts-
management und Berichtswesen zu
stellen. Auf die institutionelle Veranke-
rung der Thematik bezogen kann dies
beispielsweise durch die Schaffung der
Position eines Beauftragten für Migrati-
on/Diversity o. Ä. forciert werden oder
durch die entsprechende Ausrichtung
der Qualitätssicherung. Bezogen auf
die  konkrete  Einzelfallarbeit  kann
bspw. eine entsprechende Anamnese
ausschlaggebend oder richtungswei-

send für die Planung und Durchführung
entsprechender Hilfen sein.

Wir haben in der Befragung deshalb
um Auskünfte zu diesen unterschiedli-
chen Aspekten gebeten. Die Einrichtun-
gen wurden zunächst aufgefordert, be-
züglich einiger migrationsrelevanter
Aspekte in der Fallbearbeitung anzuge-
ben, ob diese im Rahmen der Anamne-
se (sporadisch oder regelhaft) betrach-
tet werden.
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Abb. 10: Aspekte, die im Rahmen der Anamnese betrachtet werden, N = 157 ambulante
und 59 stationäre Einrichtungen

Zuwanderungsgeschichte des Klienten/der Klientin

Suchtverständnis des Klienten/der Klientin

Zugangsweg

Rolle der Familie in der Herkunftskultur

Erstsprache des Klienten/der Klientin

Behandlungsverständnis in der Herkunftskultur

Sonstiges



Es fällt insgesamt auf, dass ein recht
großer Anteil der beteiligten Einrichtun-
gen (i. d. R. über 80 %) angeben, die
aufgeführten Aspekte (wie Sprache,
Zuwanderungsgeschichte,  Suchtver-
ständnis etc.) in der Anamnese zu
betrachten. Auch wenn man lediglich
auf regelhafte Thematisierung schaut,
ergeben sich Anteile zwischen knapp
30 % und knapp 90 %. Die Zuwande-
rungsgeschichte des Klienten/der Klien-
tin wird im Kerndatensatz (KDS) erfasst,
daher erstaunt die vergleichsweise ho-
he Zahl an Einrichtungen im ambulan-
ten Bereich, die diesen Aspekt nur spo-
radisch oder gar nicht im Rahmen der
Anamnese thematisiert (darunter im-
merhin 20 Kontakt- und Beratungsstel-
len freier Träger sowie sechs kommuna-
le Beratungsdienste).
Grundsätzlich liegen die Werte im sta-
tionären Bereich höher als im ambulan-
ten Setting, was mit der oft strukturier-
teren Organisationsform zusammen-
hängen kann. 

Am seltensten wird das Behandlungs-
verständnis der Klientinnen und Klien-

ten in ihrer Herkunftskultur (systema-
tisch) thematisiert: Lediglich knapp 30,0
% der ambulanten und 37,1 % der sta-
tionären Einrichtungen geben an, dieses
Thema regelhaft im Rahmen der Anam-
nese anzusprechen. Dass Fachkräfte
und Klientel sich nicht über Behand-
lungsziele und -methoden einerseits
und Behandlungserwartungen anderer-
seits verständigen, dürfte die immer
wieder berichteten häufigeren Ab-
brüche und geringeren Effekte von Be-
handlung zumindest zum Teil erklären. 

36 Einrichtungen berichten über sonsti-
ge Aspekte, die für sie bedeutsam er-
scheinen und mal regelhaft, mal spora-
disch in den Anamnesegesprächen
berücksichtigt werden: Dabei wurden
vor allem das Rollenverständnis und
(weitere) Genderfragen genannt, aber
auch religiöse Aspekte und/oder spezi-
fische Besonderheiten im Zusammen-
hang mit Arbeit und Beruf.

Schließlich wurde erfasst, ob die the-
matisierten Aspekte auch dokumentiert
werden. 
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Tab. 14: Werden die betrachteten Aspekte dokumentiert? Angaben in Prozent

ambulant stationär Gesamt
(N = 157) (N = 59) (N = 216)

regelhaft 44,6 62,7 49,5

sporadisch 40,1 32,2 38,0

nein 9,6 1,7 7,4

keine Angabe 5,7 3,4 5,1

Gesamt 100,0 100,0 100,0



In den meisten Einrichtungen werden
die genannten Aspekte im Rahmen der
Anamnese auch dokumentiert. Aller-
dings ist dies nur in knapp der Hälfte
der Einrichtungen (ambulant: 44,6 %,
stationär: immerhin 62,7 %) regelhaft
im Rahmen von Dokumentationsstan-
dards der Fall. In 38,0 % (ambulant:
40,1 %, stationär: 32,2 %) werden die-
se Informationen lediglich sporadisch
und mitarbeiterabhängig, z. B. in Form
freier Notizen, festgehalten. Knapp
10 % der ambulanten Einrichtungen
geben an, diese Aspekte gar nicht zu
dokumentieren. 

Im Rahmen des Qualitätsmanagements
werden  z.  T.  Klientelbefragungen
durchgeführt, die wichtige Hinweise zu
einer Weiterentwicklung und adäqua-
ten Gestaltung der Angebote liefern
können. Doch werden diese auch
mehrsprachig ermöglicht? Nur ein klei-
ner  Teil  der  Einrichtungen  führt
mehrsprachige Klientenbefragungen
zur Bewertung und Bedarfsermittlung
durch: Im ambulanten Bereich sind es

lediglich 8,3 % der Einrichtungen, im
stationären Bereich 10,2 %. Die Befra-
gungen erfolgen nach Angaben der
Einrichtungen zudem nur vereinzelt
durch strukturierte mehrsprachige Fra-
gebogen, sondern häufiger im Ge-
spräch mit der Klientel. Die niedrigen
Werte können auch darauf hinweisen,
dass insgesamt nur selten Klientenbe-
fragungen (auch deutschsprachige)
durchgeführt werden.

Fast gar nicht vorhanden sind mehr-
sprachige Beschwerdewesen: Lediglich
vier ambulante Einrichtungen berichten
davon.

Eine strukturelle Verankerung des The-
mas Migration bzw. transkulturelles
und/oder kultursensibles Arbeiten kann
durch die Schaffung einer verantwortli-
chen Position (Beauftragte/r), die ge-
zielte Evaluation/Dokumentation ent-
sprechender Prozesse und Kompeten-
zen sowie durch die Entwicklung ent-
sprechender Ziele beim Träger forciert
werden. 
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Tab. 15: Gibt es eine/n Beauftragte/n für Zuwanderung/Migration/Diversity/kultursensibles
Arbeiten o. Ä.? Angaben in Prozent

ambulant stationär Gesamt
(N = 157) (N = 59) (N = 216)

nein 87,9 79,7 85,6

ja 10,2 13,6 11,1

keine Angabe 1,9 6,8 3,2

Gesamt 100,0 100,0 100,0



Nur  10,2  %  der  ambulanten  und
13,6 % der stationären Einrichtungen
geben an, Beauftragte für Zuwande-
rung/Migration/Diversity benannt zu
haben. Lediglich in den Sozialpsychiatri-
schen Diensten bzw. kommunalen
Suchtberatungsstellen (17,6 %) und
Kliniken (Entgiftung: 25 %, Rehabilita-
tion: 16,1 %) liegen die Werte höher.
Die insgesamt leicht höheren Werte der
stationären Einrichtungen und Kommu-
nen haben vermutlich mit dem oft
größeren Grad an Formalisierung und
Strukturierung als Gesamteinrichtung
bzw. Behörde zu tun. Außerdem zeigt
sich in einer Detailanalyse, dass Einrich-
tungen mit einem hohen Migrantenan-

teil (25 % und mehr) zu größeren An-
teilen (knapp 15 %) über Beauftragte
für Zuwanderung/Migration/Diversity
verfügen. An dieser Stelle bleibt offen,
ob dies Ursache oder Folge des über-
durchschnittlich hohen Erreichungs-
grads der Zielgruppe ist.

Ein/e Beauftragte/r für Zuwanderung/
Migration oder Diversity/kultursensibles
Arbeiten kann auf wesentliche Aspekte
des Qualitätsmanagements und der
Angebotsgestaltung Einfluss nehmen.
Vergleicht man die Einrichtungen mit
und ohne eine solche Position im Hin-
blick auf verschiedene Aspekte, so zeigt
sich folgendes Bild:
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Abb. 11: Ausgewählte Aspekte in Einrichtungen mit (N = 24) und ohne (N = 192)
Migrationsbeauftragter oder Migrationsbeauftragtem



Ob eine Einrichtung eine/n Migrations-
beauftragte/n ernannt hat oder nicht,
erweist sich als sehr relevant hinsicht-
lich verschiedener Dimensionen einer
migrations- bzw. kulturspezifischen
Ausrichtung des Angebots und der
Aufnahme entsprechender Aspekte in
die Qualitätssicherungsbemühungen:
Die Abbildung verdeutlicht, dass die 24
Einrichtungen mit Migrationsbeauf-
tragten sich in jeder untersuchten Di-
mension deutlich engagierter und kul-
tursensibler zeigen als jene ohne eine
solche Position.

Am augenfälligsten ist, dass Einrichtun-
gen mit Migrationsbeauftragten weit-
aus häufiger Ziele in Richtung von mehr
Kultursensibilität definiert haben, die
auch i. d. R. Gegenstand von Qualitäts-
sicherung und Evaluation sind. 

In Kürze:
Planung und Steuerung von kultur-
sensibler Arbeit müssen sowohl auf
institutioneller Seite im Rahmen der
Qualitätssicherung und entspre-
chender Dokumentationsstandards
als auch in der Fallarbeit Beachtung
finden .
Zwar werden nach Angaben der
Mehrheit der befragten Einrichtun-
gen im Rahmen der Anamnese viele
migrations-/kulturspezifische Aspek-
te (regelhaft) thematisiert, doch
werden diese Informationen nur in
knapp der Hälfte der Einrichtungen
(regelhaft im Rahmen des Doku-
mentationsstandards) systematisch
dokumentiert. 

Die geringe strukturelle Veranke-
rung von migrations-/kulturspezifi-
schen (Qualitätssicherungs-)Aspek-
ten zeigt sich auch im niedrigen An-
teil der Einrichtungen mit einem/ei-
ner  Beauftragten  für  Migration/
Diversity/kultursensibles  Arbeiten
(rd. 10 %). Von Migrations- bzw.
kulturspezifischen Qualitätssiche-
rungsaspekten (wie bspw. Zieldefi-
nition in Bezug auf kultursensible
Aspekte und/oder mehrsprachige
Klientenbefragungen) wird insge-
samt wenig berichtet.
Einrichtungen mit Beauftragten für
Migration/Diversity verfolgen ent-
sprechende Aspekte zu einem deut-
lich höheren Anteil als Einrichtun-
gen ohne eine solche Position.

3.7 Öffentlichkeitsarbeit und Ver-
netzung

Die Klientel mit Migrationshintergrund
wird v.a. durch das ambulante Gesund-
heitssystem z. T. weniger gut erreicht
als solche ohne Migrationshintergrund.
Offenbar bestehen verschiedene Zu-
gangsbarrieren für diese Zielgruppen
und Öffentlichkeitsarbeit kann ein er-
ster und allgemeiner Schritt zur Errei-
chung von Klientinnen und Klienten
sein.

Die Einrichtungen wurden zu ihren
diesbezüglichen Aktivitäten mit Blick
auf  die  Zielgruppe  der  Klientel  mit
Migrationshintergrund befragt. 
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Während lediglich 11,9 % der sta-
tionären Einrichtungen in kulturspezifi-
schen Settings/ Medien über ihr Ange-
bot informieren, tun dies immerhin
21,0 % der ambulanten Einrichtungen
(im Präventionsbereich fast 30 %).
Auch Santel et al. (2007) fragten in ih-
rer Untersuchung nach zielgruppen-
spezifischer Öffentlichkeitsarbeit: Et-
was mehr als 20 % der befragten Ein-
richtungen gaben daraufhin an, eine
spezifische Öffentlichkeitsarbeit für
Menschen mit Migrationshintergrund
zu betreiben. Laut Angaben der betref-
fenden Einrichtungen im Rahmen der

vorliegenden Untersuchung geschieht
entsprechende Öffentlichkeitsarbeit
vor allem in Form von Aushängen/Fly-
ern bzw. durch Infoveranstaltungen in
Einrichtungen bestimmter Migranten-
communities. Einige stationäre Einrich-
tungen platzieren zudem Artikel bzw.
Werbung in fremdsprachigen Zeitun-
gen. Die Neuen Medien bzw. das Inter-
net nutzen weniger Einrichtungen für
entsprechende Werbung und Öffent-
lichkeitsarbeit. Einige Einrichtungen
nehmen Kontakt zu Multiplikatorinnen
und Multiplikatoren auf und richten
sog. „Homeparties“ aus. 
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Tab. 16: Informieren Sie gezielt in kulturspezifischen Settings/Medien über Ihr Angebot?
Angaben in Prozent

ambulant stationär Gesamt
(N = 157) (N = 59) (N = 216)

nein 77,7 83,1 79,2

ja 21,0 11,9 18,5

keine Angabe 1,3 5,1 2,3

Gesamt 100,0 100,0 100,0

Tab. 17: Informieren Sie im Rahmen der allgemeinen Öffentlichkeitsarbeit auch über ein
kulturspezifisches Angebot/Profil? Angaben in Prozent

ambulant stationär Gesamt
(N = 157) (N = 59) (N = 216)

nein 75,8 57,6 70,8

ja 16,6 30,5 20,4

keine Angabe 7,6 11,9 8,8

Gesamt 100,0 100,0 100,0



Die Einrichtungen wurden weiterhin
gefragt, ob sie im Rahmen ihrer allge-
meinen Öffentlichkeitsarbeit auch über
ihr kulturspezifisches Angebot/Profil in-
formieren. Im stationären Bereich ist
dies mit rund 30 % der Einrichtungen
häufiger der Fall als im ambulanten Be-
reich mit 16,6 % der Einrichtungen. 

Mit Blick auf den z. T. unzureichenden
Zugang von Menschen mit Zuwande-
rungsgeschichte zur Suchthilfe können
Kontakte und Zusammenarbeit mit Ein-
richtungen im Migrationsbereich, ent-
sprechenden Communities und Religi-
onsgemeinschaften etc. hilfreich sein,
um (potentielle) Klientel anzusprechen.
Außerdem kann bei der Betreuung von
Menschen mit Migrationshintergrund
und ihren oft vielfältigen Problemlagen

die Zusammenarbeit mit anderen Stel-
len wichtig sein. Eine relevante Kompo-
nente bei der Versorgung von Personen
mit Suchtproblemen – v. a. auch sol-
chen mit Migrationshintergrund – ist al-
so die Vernetzung und Kooperation mit
anderen Institutionen (nicht nur aus
dem Bereich der Suchthilfe). Zur institu-
tionellen Festigung von fallbezogenen
Kontakten sind Gremienarbeit und die
Teilnahme an Arbeitskreisen hilfreich. 

Die Einrichtungen wurden deshalb ge-
fragt, an welchen Fachgruppen, Gremi-
en und Arbeitskreisen sie zum Thema
Migration aktuell teilnehmen. 69 Ein-
richtungen (ambulant: 48, stationär:
21) machen in diesem Zusammenhang
Angaben über besuchte Gremien und
Arbeitskreise. 
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Tab. 18: An welchen Fachgruppen, Gremien und Arbeitskreisen zum Thema Migration
nehmen Sie aktuell teil? Angaben in Prozent (Mehrfachnennung)

ambulant stationär Gesamt
(N = 157) (N = 59) (N = 216)

kein Gremium/AK (genannt) 69,4 64,4 68,1

Gremium/AK zum Thema Migration
allgemein 19,1 11,9 17,1

Gremium/AK Migration und Sucht o. Ä. 11,5 18,6 13,4

sonstige oder allgemeine Gremien/AKs 7,0 8,5 7,4

Insgesamt geben 13,4 % der Einrich-
tungen an, einen Arbeitskreis speziell
zur Thematik „Migration und Sucht“
zu besuchen. Im stationären Bereich
sind es sogar 18,6 % der Einrichtungen
(ambulant: 11,5 %). Es handelt sich da-
bei sowohl um den „Arbeitskreis Mi-

gration und Sucht“ des LWL, als auch
um Arbeitskreise verschiedener Kom-
munen bzw. Träger. Vor allem ambu-
lante Einrichtungen geben darüber
hinaus an, nicht suchtspezifische AKs
zum Thema Migration/Integration/
Flüchtlingsarbeit bzw. interkulturelle



Öffnung zu besuchen oder Mitglied in
entsprechenden Netzwerken zu sein.
19,1 % der ambulanten Einrichtungen
sind in solchen Gremien vertreten, im
stationären Bereich sind dies lediglich
11,9 %. Unter den sonstigen Gremien
und Arbeitskreisen, die zusätzlich von
7,4 % der Einrichtungen genannt wer-
den, befinden sich bspw. Stadtteilkon-
ferenzen, bestimmte AGs (z. B. AG
§ 78) oder Projekttreffen.

Betrachtet man den Umfang der Mitar-
beit in derartigen Gremien, zeigen sich
große Unterschiede: Während einige
Einrichtungen lediglich übers Jahr eine
Veranstaltung in diesem Kontext be-
sucht haben, besuchen andere be-
stimmte Arbeitskreise 14-täglich. Im
Schnitt besuchen die 63 Einrichtungen,
die hierzu Angaben gemacht haben,
vier bis fünf Treffen pro Jahr.

Über Gremienarbeit und den Besuch
von Arbeitskreisen hinaus wurden die
Einrichtungen nach Kooperationen mit
Migrantenorganisationen/-diensten,
fremdsprachlichen Ärztinnen und Ärz-
ten und/oder anderen Einrichtungen
aus dem Bereich Migration/Zuwande-
rung gefragt, Knapp die Hälfte der sta-
tionären und fast ein Drittel der ambu-
lanten Einrichtungen machen keine An-
gaben dazu. 

Es lässt sich nicht mit Sicherheit sagen,
ob alle diese Einrichtungen tatsächlich
keine derartigen Kooperationen pfle-
gen oder ob lediglich keine Angaben zu
der Frage gemacht wurden. 

Insgesamt werden von 136 Einrichtun-
gen (63 %) 262 Kooperationspartner
genannt, 217 bei 106 ambulanten Ein-
richtungen und 45 bei 30 stationären
Einrichtungen (vgl. Abb. 12).
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Abb. 12: Kooperationspartner aus dem Bereich Migration/Zuwanderung, Angaben in
Prozent (Mehrfachnennung), N = 216 Einrichtungen

Ärzte/Ärztinnen



Wo Angaben gemacht wurden, unter-
scheidet sich die Art der Kooperations-
partner in ihrer Häufigkeit je nach Typ
der Einrichtung: Im ambulanten Bereich
wird am meisten von Kooperationen
mit Integrations-/Migrationsdiensten
(31,8 % der ambulanten aber nur
5,1 % der stationären Einrichtungen)
berichtet, gefolgt von migrationsspezifi-
scher Beratung/Flüchtlingshilfe etc. (am-
bulant: 19,4 %, stationär: 10,2 %). Im
stationären Bereich sind hingegen
fremdsprachige Ärzte und Ärztinnen die
wichtigsten Kooperationspartner (sta-
tionär: 20,3  %, ambulant: 16,6  %). An
zweiter Stelle stehen hier andere Klini-
ken oder Therapiestätten mit fremd-
sprachigem  Angebot  (insgesamt
15,3 % der stationären Einrichtungen).

Eine bedeutende Rolle bei der Arbeit
mit Menschen mit Migrationshinter-
grund können Vereine und sogenannte
Migranten(selbst)organisationen (MO)
spielen. Im Rahmen der Integrationspo-
litik gewinnt die Kooperation mit Mi-
grantenorganisationen zunehmend an
Bedeutung (vgl. hierzu z. B. Hunger &
Metzger, 2011), denn diese können
u. a. dabei helfen, Zugang zur Klientel
zu erleichtern und das Verständnis für
deren Lebenswelten (inkl. Krankheits-
und Behandlungsverständnis) zu er-
höhen. Das vorhandene Erfahrungs-

wissen könnte auch genutzt werden,
um eigene Angebote anzupassen
und/oder gemeinsame Projekte aufzu-
bauen. Von einer Kooperation mit
Migrantenorganisationen wird von den
hier Befragten allerdings insgesamt we-
nig berichtet: Nur 13,4 % der ambulan-
ten Angebote (v. a. Beratungsstellen
freier Träger) kooperieren mit einer
Migrantenorganisation, im stationären
Bereich sind es mit 3,4 % der Einrich-
tungen noch erheblich weniger. Mit an-
deren Beratungsstellen/Hilfen kooperie-
ren rund 10 % der Einrichtungen, mit
Behörden 9,6 % der ambulanten und
3,4 % der stationären Einrichtungen.
Neben Selbsthilfe und Dolmetschern
bzw. Dolmetscherinnen werden zudem
einige sonstige Kooperationspartner
genannt, darunter bspw. Rechtsan-
wälte bzw. -anwältinnen und Betreuer-
innen und Betreuer oder Asylbewerber-
heime.

Eine Kooperation kann sowohl fallbe-
zogen als auch institutionell angelegt
sein und ist zudem im Idealfall verbind-
lich in Kooperationsvereinbarungen
(schriftlich) fixiert. Die 107 ambulanten
und 28 stationären Einrichtungen, die
ihre Kooperationsbeziehungen näher
qualifizieren, beziehen sich dabei auf
insgesamt 268 Kooperationen (ambu-
lant: 221, stationär: 47). 
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Der Großteil der Kooperationen ist laut
Auskunft der Einrichtungen rein dem
fallbezogenen Austausch gewidmet
(66,4 %; vor allem im stationären
Bereich mit 80,9 %). Weitere 19,4 %
der Kooperationen mit Institutionen
aus dem Migrationsbereich betreffen
sowohl fallbezogene als auch institutio-
nelle Aspekte (im ambulanten Bereich:
21,3  %,  im  stationären  Bereich:
10,6 %). Bei lediglich 14,2 % der Ko-
operationen ist die Zusammenarbeit

rein institutionell ausgerichtet (ambu-
lant: 15,4 %, stationär: 8,5 %).

Wie wird eine Verbindlichkeit der Ab-
sprachen sichergestellt? Nur neun am-
bulante und eine stationäre Einrichtung
berichten, dass sie Kooperationen
(auch) schriftlich vereinbart und nieder-
gelegt haben (insgesamt 4,6 %).

Betrachtet man die Art der Kooperation
genauer, ergibt sich folgendes Bild:
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Tab. 19: Art der Kooperationen mit Institutionen aus dem Migrationsbereich,
Angaben in Prozent

ambulant stationär Gesamt
(N = 157) (N = 59) (N = 216)

ohne (Angaben) 31,8 52,5 37,5

mit Angaben zu Kooperation 68,2 47,5 62,5

Anzahl der Kooperationen, davon: 221 47 268

fallbezogen 63,3 80,9 66,4

beides 21,3 10,6 19,4

institutionell 15,4 8,5 14,2

Abb. 13: Art der Kooperation, Angaben in Prozent (Mehrfachnennung),
N = 216 Einrichtungen



Informationen zur Art dieser Koopera-
tionen liegen lediglich von rund zwei
Drittel der ambulanten und rund der
Hälfte der stationären Einrichtungen
vor. Insgesamt handelt es sich bei den
genannten Kooperationen vor allem
um (fachlichen) Austausch, Zuweisun-
gen/Vermittlungen von Klientel und
Rückgriff auf Erfahrungen aus Migran-
tenorganisationen u. Ä. 

Von gemeinsamen Betreuungsprozes-
sen sowie gemeinsamen Fallbespre-
chungen berichten nur wenige Einrich-
tungen: Lediglich von 22 ambulanten
bzw. 23 stationären Einrichtungen lie-
gen Angaben zur Anzahl der gemeinsa-
men Fallbesprechungen und gemeinsa-
men Betreuungsprozesse vor. Im sta-
tionären Bereich wird die Betreuung
nur in Einzelfällen mit anderen abge-
stimmt (maximal drei Fälle im Jahr
2010), während im ambulanten Bereich
von bis zu 30 gemeinsam bearbeiteten
Fällen in 2010 berichtet wird.

16,7 % der Befragten haben schon ein-
mal gemeinsame Veranstaltungen mit
Migrantenorganisationen oder Institu-
tionen aus diesem Bereich durchge-
führt (19,7 %; ambulant: 29,5 %, sta-
tionär: 8,5 %). 6,5 % haben gemeinsa-
me Öffentlichkeitsarbeit betrieben (am-
bulant: 8,3  %, stationär: 1,7 %). 

Die Zusammenarbeit wird seitens der
Einrichtungen vorwiegend – vor allem
in der Einzelfallarbeit – als positiv be-
wertet. Gleichwohl wird vereinzelt her-
vorgehoben, dass Kooperation perso-
nengebunden und zeitintensiv ist.

In Kürze:
Lediglich etwa ein Fünftel der be-
fragten Einrichtungen betreibt im
Hinblick auf Klientel mit Migrations-
hintergrund eine zielgruppenorien-
tierte Öffentlichkeitsarbeit. In ent-
sprechenden Settings informieren
zwar 21 % der ambulanten (hier vor
allem im Präventionsbereich), aber
lediglich 12 % der stationären Ein-
richtungen vor allem in Form von
Aushängen/Flyern oder durch Info-
veranstaltungen in Migrantencom-
munities. Während 30 % der sta-
tionären Einrichtungen im Rahmen
der allgemeinen Öffentlichkeitsar-
beit auch über ein kulturspezifisches
Angebot/Profil informieren, erwäh-
nen dies lediglich knapp 17 % der
ambulanten Angebote.

Schaut man auf die Vernetzung der
Einrichtungen, so zeigt sich, dass
knapp ein Drittel an Gremien zum
Thema Migration teilnimmt, wobei
rd. 17 % der Einrichtungen einen
nicht suchtspezifischen AK zum
Thema   Migration / Integration /
Flüchtlingsarbeit bzw. interkulturelle
Öffnung besuchen (größere Anteile
im ambulanten Bereich) und rd.
13 % einen spezifischen AK Migrati-
on und Sucht (größere Anteile im
stationären Bereich) – vorwiegend
den Arbeitskreis des LWL.

63 % der Einrichtungen geben über
die Gremienarbeit hinaus konkrete
Kooperationen mit Migrantenorga-
nisationen/-diensten, fremdsprachi-
gen Ärztinnen und Ärzten oder Ein-
richtungen aus dem Bereich Migrati-
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on/Zuwanderung an. Einrichtungen
aus dem ambulanten Bereich sind
hier engagierter, v. a. in Bezug auf
eine Zusammenarbeit mit Migrati-
onsdiensten. 

Insgesamt scheinen die ambulanten
Einrichtungen eine Vernetzung akti-
ver zu gestalten als die stationären
Angebote, wobei eine Kooperation
überall weniger systematisch bzw.
institutionell (oder gar schriftlich)
verankert, sondern vorwiegend fall-
bezogen stattfindet.

3.8 (Weiter-)Entwicklungsbedarf
aus Sicht der Befragten

Neben den Fragen zu Ausstattung,
Ausrichtung und Kompetenzen im Be-
reich kultursensiblen bzw. transkultu-
rellen Arbeitens wurden die angeschrie-
benen Einrichtungen auch zu ihrer Ein-
schätzung des entsprechenden Bedarfs
gefragt.
Dabei wurde zunächst ganz grundsätz-
lich erfragt, ob die Einrichtungen über-
haupt einen Bedarf für transkulturelle
Suchtprävention und -hilfe sehen.
Tab. 20 zeigt das Ergebnis:
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Tab. 20: Sehen Sie generell Bedarf für eine transkulturelle Suchtprävention bzw. Sucht-
hilfe? Angaben in Prozent

ambulant stationär Gesamt
(N = 157) (N = 59) (N = 216)

nein 22,3 11,9 19,4

ja 70,7 79,7 73,1

keine Angabe 7,0 8,5 7,4

Gesamt 100,0 100,0 100,0

Die Befragungsergebnisse weisen auf,
dass v. a. die konzeptionelle Auseinan-
dersetzung mit transkultureller Arbeit
derzeit eher gering ausgeprägt ist.
Gleichwohl sehen knapp drei Viertel
der Einrichtungen (im stationären Be-
reich sogar knapp 80 %) Bedarf für ei-
ne transkulturelle Suchtprävention
bzw. Suchthilfe. Diese Einschätzung
entspricht in etwa der, die Santel et al.
(2007) in ihrer Untersuchung für West-
falen-Lippe ermittelten. Damals wurde
separat nach Bedarfseinschätzungen

für den ambulanten, den stationären
und den komplementären Bereich ge-
fragt, wobei im komplementären (ge-
folgt vom ambulanten) Bereich die mei-
sten Bedarfe gesehen wurden.

Eine Detailanalyse zeigt, dass Einrich-
tungen mit einem größeren Anteil von
Klientel mit Migrationshintergrund so-
gar öfter Bedarf für eine transkulturelle
Suchtprävention bzw. Suchthilfe rekla-
mieren, obwohl die Zielgruppe in der
eigenen  Einrichtung  bereits  (und



z. T. überproportional) erreicht wird.
Dies unterstreicht, dass es bei transkul-
tureller Kompetenz nicht nur um die
Senkung von Zugangsbarrieren zum Er-
reichen von Hilfeeinrichtungen geht
(Zugangsbarrieren  erster  Ordnung),
sondern auch um die adäquate an-
schließende Behandlung und Betreu-
ung (Zugangsbarrieren zweiter Ord-
nung; vgl. Czycholl, 2011).

Viele Einrichtungen beschreiben (den-
noch) Zugangsbarrieren für bzw. eine
erschwerte Erreichbarkeit von Klientel
mit Migrationshintergrund und verwei-
sen dabei vor allem auf Sprachschwie-
rigkeiten der Zielgruppe bzw. mangeln-
de Sprachkompetenzen der Fachkräfte
(46 Nennungen). Darüber hinaus pro-
blematisiert eine Reihe von Einrichtun-
gen Unterschiede im Sucht- und Be-
handlungsverständnis sowie hemmen-
de Faktoren anderer kultureller Aspekte
(z. B. Rolle der Familie; 31 Nennungen). 

Auch wird durchaus selbstkritisch be-
merkt, dass Fachkräfte oft zu wenig
über die kulturellen Hintergründe ver-
schiedener Gruppen Bescheid wissen
bzw. dass man die Konzepte des deut-
schen Suchthilfesystems in diesem Zu-
sammenhang ggf. überdenken und an-
passen müsse – im Sinne einer transkul-
turellen/interkulturellen Öffnung. Des-
halb werden gezielte (kostenlose)
Fortbildungen für die Beschäftigten in
der Suchthilfe gewünscht.  
Ein Gutteil der Befragten regt zudem ei-
ne stärkere Kooperation und Vernet-
zung mit Migrantenorganisationen
bzw. entsprechenden Schlüsselperso-
nen an, um Zugangsbarrieren abzubau-

en und Zugänge zu schaffen. Auch
mehr niedrigschwellige Angebote und
aufsuchende Hilfen in zielgruppenna-
hen Settings werden als notwendig er-
achtet. Darüber hinaus werden mehr-
sprachige Materialien als konkrete Un-
terstützung gewünscht.

Neben der Notwendigkeit, in entspre-
chenden Settings bzw. Communities
vermehrt/gezielt Informationen über
das Suchthilfesystem und Prävention zu
platzieren, wird vereinzelt auch auf das
Erfordernis von Bedarfsermittlungen
(auch im Rahmen von mehr Forschung)
verwiesen. 

Viele Einrichtungen weisen darauf hin,
dass ein großes Problem in mangelnden
zeitlichen und personellen sowie knap-
pen finanziellen Ressourcen bestehe.
Hier wird betont, dass mehr Personal
(v. a. auch mehrsprachiges) und damit
mehr finanzielle Mittel und eine gesi-
cherte Finanzierung von Nöten wären,
um eine kultursensible Ausrichtung der
Arbeit gewährleisten zu können. Gene-
rell erwarten die meisten Teilnehmen-
den vor allem von einer Einstellung von
Fachkräften mit eigener Zuwande-
rungsgeschichte (mehr) Möglichkeiten,
heimat- oder zweisprachige Angebote
vorhalten und die Migrantinnen und
Migranten erreichen zu können. Eine
entsprechende Personalpolitik ist – ob-
wohl z. T. gebunden an finanzielle Res-
sourcen, aber auch unabhängig davon
– Aufgabe der Träger. Und so wün-
schen sich einige Einrichtungen auch
explizit eine stärkere Sensibilisierung
der Träger für die Thematik. 
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Einige Einrichtungen weisen darauf hin,
dass es gut wäre, aus Best Practice lernen
zu können und nicht „das Rad immer
wieder neu erfinden“ zu müssen. Dafür
wird der Austausch mit entsprechenden
Expertinnen und Experten sowie mit er-
fahrenen Fachkräften/Einrichtungen vor-
geschlagen.

Vereinzelt berichten die Einrichtungen,
dass die Beantwortung des Fragebo-
gens für sie ein Anstoß zur Auseinan-
dersetzung mit der Thematik war. 

4 Bilanz und Empfehlungen

Die Befragung der Suchthilfe- und
Suchtpräventionseinrichtungen  in
Nordrhein-Westfalen war einerseits ei-
ne Bestandsaufnahme von Ansätzen
und Kompetenzen im Hinblick auf eine
kultursensible Ausrichtung der Hilfen
und sollte andererseits entsprechende
Bedarfe identifizieren. Dafür wurden
die Einrichtungen zum einen nach
ihrem Personal (Zuwanderungsge-
schichte, Sprachkenntnisse, interkultu-
relle Kompetenzen), nach Konzepten
und Teamprozessen (Reflexion), nach
Ausstattung und Angebot, nach Öf-
fentlichkeitsarbeit und Vernetzung so-
wie nach verschiedenen Qualitäts-
sicherungsaspekten gefragt. Zum ande-
ren wurden die Zusammensetzung der
Klientel (Zuwanderungsgeschichte,
Herkunft) sowie Einschätzungen zum
Bedarf für kultursensibles Arbeiten er-
hoben.

Der zögerliche Rücklauf von schließlich
etwa der Hälfte der angeschriebenen
Einrichtungen sowie das z. T. kurz an-
gebundene, wenig ausführliche Ant-
wortverhalten vieler Einrichtungen deu-
ten auf ein insgesamt eher schwaches
Interesse an der Thematik hin. Die ver-
schiedenen angeschriebenen Arten von
Einrichtungen haben sich in einem ver-
gleichbaren Maß an der Befragung be-
teiligt, sodass sie die Gesamtheit der
Suchthilfe in NRW recht gut widerspie-
geln. Allerdings ist zu vermuten, und so
lauteten auch einige Absagen, dass sich
eher jene Einrichtungen an der Befra-
gung beteiligt haben, die Berührungs-
punkte mit der Thematik haben, wäh-
rend unter den nicht Teilnehmenden
eher solche sein dürften, die keine oder
kaum Klientel mit Zuwanderungsge-
schichte haben. 

4.1 Bilanz
An der Bestandsaufnahme zu transkul-
turellen Kompetenzen in der Suchthilfe
in NRW haben sich insgesamt 216 Ein-
richtungen beteiligt, die über (mindes-
tens) 260 Angebote berichteten. 157
Einrichtungen stammen aus dem am-
bulanten und 59 aus dem stationären
Bereich. Etwa 80 % der Einrichtungen
konnten Angaben zum Migrationssta-
tus der Klientel machen, davon weit
mehr als ein Drittel geschätzt. Dieses Er-
gebnis verweist auf eine mangelhafte
Erfassung des Migrationsaspekts in der
Dokumentation und damit auf eine un-
zureichende Planungsgrundlage. 
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Im Mittel wird in den Einrichtungen, die
über Daten zum Migrationsstatus verfü-
gen, etwa 20 % Klientel mit Zuwande-
rungsgeschichte betreut, wobei die An-
teile in den unterschiedlichen Einrich-
tungsarten stark variieren: In Beratungs-
stellen werden durchschnittlich 17 %
Migrantinnen und Migranten erreicht
und damit weniger als im Bevölkerungs-
schnitt. In stationären Einrichtungen
werden mehr Patienten mit Zuwande-
rungsgeschichte behandelt, in Entgif-
tungseinrichtungen sogar durchschnitt-
lich knapp 30 %. Auch innerhalb der
Versorgungsbereiche zeigen sich große
Unterschiede: Während einige Einrich-
tungen eher ausnahmsweise von Men-
schen mit Migrationshintergrund in An-
spruch genommen werden, nimmt die-
se Gruppe in anderen Angeboten, vor
allem in Kliniken, z. T. deutlich über die
Hälfte der Gesamtklientel ein. Auch in
der vorliegenden Untersuchung be-
stätigt sich also die Erfahrung anderer
Studien, wonach Menschen mit Migra-
tionshintergrund eher medizinische
Versorgungsangebote nutzen als am-
bulante und beratungsorientierte Ange-
bote. Die Klientel mit Zuwanderungsge-
schichte stammt – ähnlich wie in der
Gesamtbevölkerung mit Migrationshin-
tergrund – vor allem aus den Nachfol-
gestaaten der ehemaligen Sowjetunion,
aus der Türkei und aus Polen.

Eine bedeutende Rolle für die Errei-
chung von Migrantinnen und Migran-
ten kommt Fachkräften mit Migrations-
hintergrund zu, u. a. wegen ihrer
Sprachkompetenzen. Etwas mehr als
ein Drittel der befragten Einrichtungen

beschäftigen Fachpersonal mit Zuwan-
derungsgeschichte; darunter deutlich
mehr stationäre als ambulante Einrich-
tungen. Durch diese Fachkräfte kann in
vielen, v. a. in stationären, Einrichtun-
gen Beratung in verschiedenen Spra-
chen (vorwiegend Russisch und Pol-
nisch, jedoch seltener Türkisch) angebo-
ten werden. Neben der Sprache stellen
Hintergrundwissen zu anderen Kulturen
bzw.  interkulturelle  Kompetenzen
wichtige Schlüsselqualifikationen für
die Arbeit mit Menschen mit Migrati-
onshintergrund dar. Allerdings berich-
ten die Einrichtungen kaum über ent-
sprechende Fortbildungen und Qualifi-
zierungen. Hier besteht (auch nach Mei-
nung vieler Befragter) ebenso
Nachholbedarf wie bei der gezielten
Personalentwicklung hin zur Einbin-
dung von mehr Menschen mit eigener
Zuwanderungsgeschichte und mit mehr
Sprachkompetenzen.

Kaum eine Einrichtung hat kultursen-
sible Ansätze in Leitbild oder Konzepti-
on verankert, und auch an den Anga-
ben bzgl. strukturierter Reflexionspro-
zesse im Team und hinsichtlich der Aus-
richtung von Qualitätssicherung zeigt
sich, dass die strukturelle und die kon-
zeptionelle Verankerung der Thematik
in der Suchthilfe in NRW wenig verbrei-
tet ist. Dies wird dadurch bestätigt, dass
lediglich ein Zehntel der Einrichtungen
Beauftragte für Migration/Diversity o.
Ä. bestellt hat. Dies erscheint umso be-
dauerlicher, da Detailanalysen zeigen
konnten, dass vor allem mit der struktu-
rellen Verankerung des Themas tat-
sächlich mehr Umsetzung von Kultur-
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sensibilität und Erreichung von Klientel
mit Migrationsgeschichte einhergehen.

Die Einrichtungen schilderten, welche
fremdsprachigen (Informations-)Mate-
rialien und Kommunikationskanäle ein-
gesetzt werden, wie Rücksicht auf kul-
turspezifische Besonderheiten (Verpfle-
gung, Feiertage) genommen und die
Zielgruppe in den Einrichtungen aufge-
nommen wird. Und während, vorwie-
gend im ambulanten Bereich, einige
fremdsprachige Materialien von DHS
und BZgA ausliegen, so haben doch nur
wenige Einrichtungen die eigenen Ma-
terialien, Formulare und Informationen
zum Angebot in die Herkunftssprachen
ihrer Klientel mit Migrationshinter-
grund übersetzt. Es gibt nahezu keine
Vorstellungen/Erläuterungen des Ange-
bots oder Hinweisschilder in anderen
Sprachen als Deutsch; ebenso ist es bei
den Ansagen auf den Anrufbeantwor-
tern, der Gestaltung der Website u. Ä.
Hier zeigen sich Möglichkeiten, Zu-
gangsbarrieren von Menschen mit
Zuwanderungsgeschichte, wie Informa-
tionsdefizite und z. T. vorhandene
Sprachprobleme (vgl. z. B. Razum,
Zeeb, Meesmann u. a., 2008; Gaita-
nides, 2010), mit begrenztem Aufwand
zu senken. 

Angesichts des geringen Aufwands für
derartige Maßnahmen verwundert es,
dass lediglich nicht ganz zwei Drittel
der Befragten auf eine kultursensible
Verpflegung achten und nur ein Viertel
bei der Planung von Aktivitäten Rück-
sicht auf nichtdeutsche bzw. nicht
christliche Feiertage nimmt. Auch hier

zeigen sich stationäre Einrichtungen,
insbesondere größere, besser aufge-
stellt als ambulante Angebote. Ambu-
lante Einrichtungen beziehen hingegen
etwas öfter (zu einem Drittel) Ausstat-
tungselemente mit ein, die Klientinnen
und Klienten mit Migrationshinter-
grund eine freundliche Aufnahme sig-
nalisieren sollen: z. B. einen Samowar
und fremdsprachige Literatur, Magazi-
ne, Informationsmaterialien o. Ä. im
Wartebereich, oder servieren Tee zur
Begrüßung. 

Insgesamt scheinen sich die befragten
stationären Einrichtungen etwas mehr
auf ihre Klientel mit Zuwanderungsge-
schichte einzustellen. Dies kann einer-
seits als Reaktion auf größere Anteile
dieser Klientel interpretiert werden,
könnte andererseits aber auch als eine
Ursache dafür gesehen werden (Sen-
kung von Zugangsbarrieren). 

Ambulante Einrichtungen kooperieren
jedoch etwas öfter als stationäre Ein-
richtungen mit migrationsbezogenen
Hilfen und Migrantenorganisationen
und zeigen sich insgesamt etwas breiter
vernetzt. Generell wird jedoch deutlich,
dass im Hinblick auf Übergänge zwi-
schen verschiedenen Beratungs- und
Behandlungselementen noch Entwick-
lungsbedarf besteht. 

Die Ergebnisse der Befragung unter-
streichen, dass eine personelle oder
konzeptionelle Einbindung der Thema-
tik eine sensiblere Ausrichtung mit sich
bringen und fördern (können). Beson-
ders wirkungsvoll erscheinen der Einbe-
zug von Fachkräften mit Zuwande-
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rungsgeschichte und die strukturelle
Verankerung kultursensibler Ansätze
über die Fixierung entsprechender Ziele
in verschiedenen Aspekten der Arbeit
und in der Qualitätssicherung – not-
wendige Bedingung ist dabei, kultur-
sensibles oder transkulturelles Arbeiten
als Leitungsaufgabe zu definieren und
in den Prozess einer umfassenden Or-
ganisationsentwicklung einzubinden.

Und obgleich ein Gutteil der Einrichtun-
gen auch Klientel mit Migrationshinter-
grund erreicht, darunter einige sogar in
weit überdurchschnittlichem Ausmaß,
sehen die befragten Einrichtungen –
und hier insbesondere jene mit höheren
Anteilen von Menschen mit Zuwande-
rungsgeschichte – großen Bedarf an ei-
ner (Weiter-)Entwicklung kultursensi-
bler Arbeitsansätze. Die Einrichtungen
wünschen sich an erster Stelle mehr
Personal, insbesondere mehr Fachkräf-
te mit eigener Zuwanderungsgeschich-
te bzw. mit entsprechenden Sprach-
kenntnissen, aber auch eine stärkere
Sensibilisierung ihres Trägers für das
Thema. Angeregt werden Fortbildun-
gen und Transfer von Best-Practice-Er-
fahrungen aus der Praxis. 

4.2 Empfehlungen
Angesichts der mit den jüngeren Jahr-
gängen ansteigenden Anteile von Be-
völkerung, die über eine eigene oder fa-
miliäre Zuwanderungsgeschichte ver-
fügt, stehen (auch) Suchtprävention
und Suchthilfe, wie die gesundheitliche
Versorgung generell, vor der Aufgabe,
dieser Zielgruppe gerecht zu werden

und ihr adäquate Angebote zu unter-
breiten. Die vorliegende Bestandsauf-
nahme in der Suchthilfe in NRW be-
stätigt, dass Menschen mit Migrations-
hintergrund aktuell nicht überall ent-
sprechend ihres Anteils an der Bevölke-
rung erreicht und nur begrenzt kultur-
sensibel beraten und behandelt werden.

In der Fachdiskussion wird, nachdem es
längere Zeit um die „interkulturelle Öff-
nung“ der Suchthilfe ging, inzwischen
zunehmend der „transkulturelle An-
satz“ favorisiert. Um diesen umzuset-
zen, reicht es jedoch nicht, Kenntnisse
und Sprachkompetenzen aufzubauen
und Materialien in mehreren Sprachen
vorzuhalten. Darüber hinaus ist auch
die Entwicklung einer anderen Haltung
notwendig. Es geht um die „Auseinan-
dersetzung mit den eigenen unhinter-
fragten Wahrnehmungs-, Deutungs-
und Verhaltensmustern“ (Gaitanides,
2009) und die Bereitschaft, mit „Anteil
nehmender und wohlwollender Neu-
gier“ (vgl. Cecchin, 1988) in den Dialog
mit Menschen anderer Herkunft – ge-
nauso wie mit Menschen (vermeintlich)
gleicher Herkunft – einzutreten. 

Im Folgenden sollen nun Empfehlungen
formuliert werden, die sich aus den Er-
gebnissen der Bestandsaufnahme und
mit Blick auf die Fachdiskussion ablei-
ten lassen. Sie richten sich an Verant-
wortliche in Politik und Verwaltung so-
wie – schwerpunktmäßig – an die Trä-
ger und Einrichtungen. Übergeordnetes
Ziel der Empfehlungen ist es, Menschen
mit Zuwanderungsgeschichte einen
gleichberechtigten Zugang zu den vor-
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handenen Strukturen zu ermöglichen
und nicht, eine parallele Versorgung
aufzubauen. Dabei sind zweierlei Arten
von Zugangshürden in den Blick zu
nehmen: Zum einen geht es um eine
bessere Erreichung der Klientel mit Mi-
grationshintergrund und zum anderen
um eine veränderte, adäquate(re), ziel-
gruppenspezifische(re) Interventionsge-
staltung, um die aktuell noch unzurei-
chenden Behandlungserfolge für diese
Zielgruppe zu verbessern. 

Empfehlung 1:
Politische Schwerpunktsetzung
Die Autorinnen plädieren dafür, eine
stärkere Öffnung der Suchthilfe für
Menschen mit Zuwanderungsgeschich-
te zum einen und eine zielgruppenspe-
zifisch adäquate Prävention, Beratung,
Betreuung und Behandlung zum ande-
ren explizit in die Zielsetzung der Lan-
des-Suchtpolitik aufzunehmen. Ange-
sichts der Bevölkerungsentwicklung
sollte dies als Schwerpunktthema ver-
folgt werden. Dafür sollten Planungs-
grundlagen erarbeitet und Basisdaten
bereitgestellt sowie die Praxis bei der
Umsetzung unterstützt werden (s. u.). 

Hilfreich wäre zudem, wenn Kosten-
und Leistungsträger ihre Zuwendungen
generell mit den definierten Zielen oder
Leitlinien bzgl. transkultureller Arbeit
verknüpfen und deren tatsächliche Um-
setzung  controllen  würden.  Auch
könnten Träger, die nachweislich trans-
kulturell arbeiten, oder Kooperations-
projekte mit Migrantenorganisationen,
bevorzugt gefördert werden.

Empfehlung 2:
Bestandsaufnahme der Bedarfe aus
Sicht der Betroffenen
Inzwischen wurden in mehreren Unter-
suchungen die Ausstattung und die Aus-
richtungen des Hilfesystems untersucht
und dabei, wie auch in dieser Studie, ver-
schiedene Ausprägungsgrade und vor al-
lem Entwicklungsbedarfe in der Umset-
zung transkultureller Arbeit festgestellt.
Einige Untersuchungen widmen sich
auch der Identifizierung von Zugangs-
barrieren, auf Seiten der Betroffenen wie
auf Seiten der Angebote. Selten jedoch
werden die Betroffenen selbst befragt,
vielmehr werden – quasi stellvertretend
für sie – Meinungen von Expertinnen
und Experten unterschiedlicher Art ein-
geholt. Im Rahmen des Bundesmodell-
programms „Zugang von Menschen mit
Migrationshintergrund zum Suchthilfe-
system“ wurde am Berliner Standort eine
Befragung von Jugendlichen mit Sucht-
problemen durchgeführt. Diese eher ex-
plorativ angelegte Erhebung lieferte, oh-
ne Anspruch auf Repräsentativität, doch
einige Hinweise auf Aspekte, die Betrof-
fenen selbst wichtig sind. Den Jugendli-
chen war es weniger wichtig, in der
Sprache ihrer Familie/Herkunft beraten
zu werden – wohl aber war es von Be-
deutung, dass die Fachkräfte ihre Her-
kunftskultur gut kennen und sie respek-
tieren. Zudem wünschten sie sich eine
freundliche(re) Aufnahme in die Einrich-
tungen, z. B. eine Begrüßung mit einem
Glas Tee und einer offene(re)n abwar-
tenden Gesprächseröffnung, in der nicht
sofort das Problem in den Mittelpunkt
gestellt wird. Hinweise aus mehreren
Standorten im o. g. Modellprogramm
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und andernorts verweisen auf die Bedeu-
tung von aufsuchender Arbeit, von
Hausbesuchen, der Einbeziehung von Fa-
milie sowie einer flexibleren Auffassung
von „Zuständigkeit“. 

Suchthilfe kann sich nur dann bedarfs-
gerechter auf Menschen mit Zuwande-
rungsgeschichte einstellen, wenn sie die
Zugangshürden bzw. die potentiell
schwellensenkenden Signale, Merkma-
le, Maßnahmen etc. kennt, die den Zu-
gang zu Hilfeangeboten aus Betroffe-
nensicht erleichtern können. Mit Blick
auf den bestehenden Mangel an genau-
en Informationen aus Betroffenensicht
wird deshalb an erster Stelle eine lan-
desweite Bestandsaufnahme angeraten.
Sinnvoll erscheint eine qualitative Studie
in verschiedenen Migrantenmilieus und
unter Beteiligung von Menschen mit Mi-
grationshintergrund. Zentrale Untersu-
chungsthemen sollten dabei Kenntnisse
und (Vor-)Urteile zum deutschen Hilfe-
angebot sowie vor allem Erwartungen/
Wünsche an Hilfe sein. 

Die Ergebnisse einer derartigen Untersu-
chung sollten konkrete Anhaltspunkte für
die Ausrichtung und Gestaltung des
Suchthilfeangebots liefern, ggf. unter
Berücksichtigung von Unterschieden in
bestimmten Subgruppen von Betroffenen
(nach Alter, Geschlecht, eigener oder fa-
miliärer Betroffenheit und Herkunft).

Empfehlung 3:
Bündelung und Transfer von Know-
How und Best-Practice 
Die dritte Empfehlung gilt ebenfalls ei-
ner landesweiten Aufgabe: Es erscheint

sinnvoll, all jene Aktivitäten und Maß-
nahmen zentral aufzubereiten und zu
bündeln, die dazu beitragen können,
Zugangsschwellen zu senken und Hilfe
passgenauer zu gestalten. 

Hierzu sollten zum einen die Ergebnisse
der o. g. Bestandsaufnahme mit Blick auf
konkrete Anregungen für das Hilfesystem
ausgewertet werden. Zum anderen soll-
ten Informationen über Hilfen, die sich in
besonderer Weise (auch) an Klientel mit
Migrationshintergrund richten, zusam-
mengetragen werden. Hier gilt es, auch
und gerade über den Suchtbereich hin-
aus Angebote der allgemeinen Gesund-
heitsversorgung in den Blick zu nehmen. 

Schließlich sollten Best-Practice-Erfah-
rungen systematisch gesammelt und so
aufbereitet werden, dass die Anregun-
gen und Hinweise daraus allen interes-
sierten Trägern und Einrichtungen zu-
gänglich sind. Die Sammlungen könnten
durch die Erarbeitung bisher nicht vor-
handener Materialien ergänzt und ver-
vollständigt werden, sodass schließlich
eine umfassende Handreichung für
Suchthilfeeinrichtungen oder ein web-
basiertes Fachkräfte-Portal zur Verfü-
gung stünde, in dem hilfreiche Hinweise
sowie Materialien, Instrumente u. Ä. in
verschiedenen Sprachen eingestellt und
laufend aktualisiert würden. 

Von noch größerem Nutzen für die Pra-
xis wäre ein zusätzliches Trainingspro-
gramm für Suchthilfeeinrichtungen. Ba-
sierend auf den zusammengetragenen
Erfahrungen und dem Know-How bis-
her entwickelter Curricula könnte ein
suchtspezifisches Programm entwickelt

59



und angeboten werden. Mit Blick auf
die Erfahrungen mit Fortbildungen und
ihren Effekten wird hier angeraten,
Trainings als handlungsorientierte In-
house-Schulungen zu konzipieren – mit
Anschluss- bzw. Erweiterungsmöglich-
keiten in Richtung Organisationsent-
wicklung. Das Land könnte die Ent-
wicklungn eines Trainingsprogramms
unterstützen und für seine Nutzung
durch Träger und Einrichtungen finan-
zielle Anreize setzen.

Empfehlung 4:
Transkulturalität als Trägeraufgabe
Will ein Träger transkulturelles Arbeiten
einführen, wird ein strukturierter Imple-
mentierungsprozess notwendig. Die
Realisierung des Ziels, Menschen mit Mi-
grationshintergrund gleichberechtigt
anzusprechen und zu behandeln, ist ei-
ne gesamtorganisatorische Aufgabe, bei
der alle Ebenen und Arbeitsgebiete ei-
nes Trägers in den Blick zu nehmen sind.
Es geht also um eine Entwicklung der
ganzen Organisation und damit um eine
Leitungsaufgabe. Die Entscheidung für
die Einführung transkultureller Ansätze
sollte jedoch am besten im Konsens mit
den Beschäftigten getroffen werden,
um keine Widerstände zu provozieren. 

Träger müssen also zunächst einmal ei-
ne Entscheidung für die transkulturelle
Öffnung und Ausrichtung ihrer Arbeit
treffen. Des Weiteren müssen Träger
auf Leitungsebene die Verantwortung
für  die  Einführung  kultursensibler
Ansätze übernehmen und dies auch in
den Führungsinstrumenten (Leitbild,
Konzepte, Personalentwicklung) veran-

kern. Dazu gehört die Setzung von
Zielen wie z. B.:

� Gleicher Zugang von Migrantinnen
und Migranten als Nutzende zu al-
len Dienstleistungen 

� Entwicklung bedarfsgerechter, le-
bensweltorientierter und effektiver
Angebotsstrukturen

� Gleicher Zugang von Migrantinnen
und Migranten auf der Mitarbeiter-
ebene und gleiche Karrierechancen

� Entwicklung   gleichberechtigter
transkultureller Teamstrukturen und
Nutzung der Synergien der Vielfalt
der Problemdefinitionen und Lö-
sungsstrategien 

� Abbau „ethnischer“ Arbeitsteilung
durch interkulturellen Kompetenz-
erwerb aller Fachkräfte (nach Gaita-
nides 2010, S. 24).

Die Erfahrungen bei der Einführung
transkultureller Arbeit zeigen, dass da-
mit grundlegende Aspekte der Arbeit
und der gesamten Organisation berührt
werden – ähnlich wie bei anderen, die
Grundlagen einer Organisation betref-
fenden, Implementierungsprozessen
(vgl. z. B. Löcherbach & Schu, 2009;
Heinzen-Voß & Ludwig, 2010). Immer
wieder wird versucht, ein oder zwei
Fachkräfte mit Migrationshintergrund
einzustellen oder Fachkräfte zu ent-
sprechenden Fortbildungen zu senden
und diesen dann die Aufgabe der
(kultursensiblen) Beratung von Migran-
tinnen und Migranten zu übertragen –
aber das genügt keinesfalls. 
Die folgende Abbildung illustriert das
Vorgehen schematisch:
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Die Abbildung verdeutlicht, dass die Ein-
führung von Transkulturalität den Trä-
ger vor eine Management-Aufgabe
stellt, die mit Ressourcen zu belegen
und nachhaltig zu verfolgen ist. Die Auf-
gabe von Trägern muss sich dann auf
der Ebene der einzelnen Einrichtungen
(s. u.) fortsetzen und konkretisieren,
wobei je nach Größe von Träger bzw.
Einrichtungen und je nach Zuständig-
keitsverteilung zwischen den beiden
Ebenen die Zuordnung von Aufgaben
von der hier getroffenen Aufteilung ab-
weichen kann. 

Empfehlung 5:
Transkulturalität in den
Einrichtungen 
Nach der Grundsatzentscheidung beim
Träger geht es um die systematische
Einführung von Transkulturalität in
konkreten einzelnen und je spezifi-
schen Einrichtungen. Dabei sind (min-
destens) vier Ebenen zu berücksichti-
gen, zu denen im Folgenden jeweils le-

diglich einige Anregungen für transkul-
turell relevante Entwicklungen skizziert
werden können.

� Organisation und Rahmenbedin-
gungen (strukturelle Ebene)

Hier geht es zunächst um die Konkreti-
sierung der Leitbild-Aussagen in der
Einrichtungskonzeption, um die Bereit-
stellung von Ressourcen und um die Im-
plementierung von Verbindlichkeit, z.
B. durch die Ernennung eines/einer Be-
auftragten für Diversity o. Ä., und die
Aufnahme entsprechender Zielsetzun-
gen ins Qualitätsmanagement sowie
deren Controlling.12

Des Weiteren geht es um die Positionie-
rung der Einrichtung in der Öffentlich-
keit, z. B. durch gezieltes Werben an für
die Zielgruppe relevanten Orten und in
entsprechenden Medien – in deutscher
Sprache und anderen Sprachen. 

Wenig aufwändig wäre es, in jeder Ein-
richtung mehrsprachige Informationen
vorzuhalten, die über Sucht und Sucht-
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12 Ggf. ist die Funktion der/des Beauftragte/n für Diversity auch auf Trägerebene sinnvoll,
ebenso kann es sich in puncto Qualitätsmanagement verhalten.



hilfe aufklären. Hierzu liegen gute Ma-
terialien der DHS und der BZgA vor. Zu-
dem sollten auch die eigenen Angebote
mehrsprachig vorgestellt werden und
Hinweisschilder (z. B. zu Öffnungszei-
ten), Formulare und insbesondere Kli-
entenbefragungen mehrsprachig vor-
liegen. Auch bei Anrufbeantwortern
und v. a. auf Websites sollten Botschaf-
ten in verschiedenen Sprachen inbegrif-
fen sein. 

Die Einrichtung sollte eine an die kultu-
rellen Gewohnheiten der Hauptziel-
gruppen angepasste Willkommenskul-
tur umsetzen. Elemente davon können
z. B. sein: Zeitschriften in den entspre-
chenden Sprachen im Wartebereich,
Aufstellen eines Samowars, Aufhängen
einer Weltkarte, nichtproblemzentrier-
ter Gesprächsbeginn etc.

Einrichtungen sollten mit Dolmetscher-
diensten oder geschulten Sprachmittle-
rinnen und -mittlern kooperieren, zu-
mindest jedoch sicherstellen, dass die
beim  eigenen  Träger  vorhandenen
Sprachressourcen systematisch erfasst
und genutzt werden können.  

Notwendig sind Instrumente und Doku-
mentationssysteme, die migrationsbe-
zogene Aspekte berücksichtigen.13 Die-
se liefern zum einen Planungsgrundla-
gen für die Ausrichtung der Einrichtung
und Daten zur Überprüfung gesetzter
Ziele, zum anderen konkretisieren sie
z. B. Standards für die Erfassung der

Ist-Situation bei der Aufnahme von
Klientinnen und Klienten sowie eine Er-
fassung ggf. relevanter kulturspezifi-
scher Prägungen oder Erwartungen.
Weitere Instrumente, wie z.B. Klienten-
befragungen sollten prinzipiell mehr-
sprachig vorgehalten werden. 

� Personal 
Die Bedeutung der Fachkräfte und ihrer
Kommunikation ist ausschlaggebend
für das Gelingen von Zugang und Hilfe.
Das Team einer Einrichtung ist die zen-
trale Instanz der Veränderung der kon-
kreten Arbeit. „Wird eine Hilfeleistung
nicht in Anspruch genommen oder ist
sie wenig erfolgreich, so ist das immer
auch das Ergebnis eines Interaktions-
prozesses. Es gilt in erster Linie, die
eigenen Anteile an der Kommunikati-
onsstörung wahrzunehmen und zu
bearbeiten“ (Gaitanides 2010, S. 22). 

Kulturell gemischte Teams erleichtern
Personen mit Zuwanderungsgeschichte
den Zugang zu einer Einrichtung, des-
halb sollten Einrichtungen gezielt Per-
sonal mit eigener Zuwanderungsge-
schichte einstellen. Die vorrangige Be-
setzung der nächsten freien Stelle mit
einer Fachkraft mit Zuwanderungsge-
schichte wäre in vielen Einrichtungen
ein vergleichsweise einfacher Schritt zu
mehr Heterogenität in den Teams. Dies
bietet zudem die beste Gelegenheit für
das Kennenlernen verschiedener Prä-
gungen und Konzepte sowie für einen

62

13 Auch die Bereitstellung entsprechender Materialien, Dokumentationen etc. kann die
Trägerebene betreffen. 



fruchtbaren Austausch. Die Beschäftig-
ten mit Migrationshintergrund sind
vollständig in die Teams zu integrieren
(keine Sonderaufgabe in der Beratung
von Menschen mit Zuwanderungsge-
schichte) und ihnen sind die gleichen
Aufstiegschancen zu eröffnen wie den
übrigen. 

Zudem muss systematisch transkulturelle
Kompetenz aufgebaut werden. Dafür ist
an erster Stelle das systematische Erken-
nen und Reflektieren der eigenen, oft
unhinterfragten, Wahrnehmungs-, Deu-
tungs- und Verhaltensmuster der Be-
schäftigten (aller, auch jener mit Zuwan-
derungsgeschichte) notwendig, denn
sonst verstellen kulturelle Klischees den
Blick auf die Individualität von nicht-
deutschen Klientinnen und Klienten
(ebenso wie auf vermeintliche „Typen“
unter der deutschen Klientel) und er-
schweren den Aufbau einer konstrukti-
ven Beziehung.

Zur Entwicklung von transkultureller
Kompetenz gehören kognitive und
handlungsbezogene Kompetenzen
(vgl. Gaitanides, 2003 – dort auch de-
taillierte Listen zu notwendigen Kennt-
nissen und Kompetenzen). Fortbildun-
gen zum gezielten Aufbau von Know-
How und zur angeleiteten Reflexion
sind sinnvoll. Erfahrungsgemäß erweist
es sich dabei als wirkungsvoller, Inhou-
se-Schulungen für gesamte Teams
durchzuführen und in Organisations-
entwicklungsprozesse unter Beteili-
gung der Leitung zu integrieren, als ein
oder zwei Fachkräfte zu externen Ver-
anstaltungen zu entsenden. 

Auch im Einrichtungsalltag gehört die
Betrachtung kultureller Aspekte zu den
regelmäßigen/gesetzten Themen bei
der Betrachtung von Fällen, der Reflexi-
on des eigenen Vorgehens und der Pla-
nung von Weiterentwicklungen des
Angebots. 

� Angebote und Maßnahmen
Die Komm-Struktur der Suchthilfe und
ihre Fokussierung auf mittelschichtori-
entierte Beratungsansätze erschweren
vielen Menschen mit Migrationshinter-
grund sowohl den Zugang zu Hilfe als
auch, davon zu profitieren. Insbesonde-
re ambulante Suchthilfe sollte deshalb
Migrantinnen und Migranten „dort ab-
holen, wo sie stehen“ – und das – ganz
wörtlich – auch räumlich: Aktiv aufsu-
chende Arbeit in für die Zielgruppen je-
weils relevanten Settings und Hausbe-
suche sind wirkungsvolle Ansätze, Per-
sonen mit Zuwanderungsgeschichte zu
erreichen. Hilfreich sind z. B. ein Einbe-
zug der Familien, adäquate Öffnungs-
zeiten, zeitliche und örtliche Flexibilität
in der Erreichbarkeit der Dienste und ei-
ne weniger eng begrenzte Definition
von Zuständigkeit (mehr lebensprakti-
sche Unterstützung). 

Vielfach kann eine partizipative und
den Interessen der Zielgruppen entspre-
chende Gestaltung von Freizeitangebo-
ten helfen, Migrantinnen und Migran-
ten besser zu integrieren und ihre Res-
sourcen zu entdecken.

In der Anamnese sollte gezielt und ver-
bindlich z. B. nach Fremdheitserfahrun-
gen gefragt und das Suchtverständnis
eruiert werden, auch sollten die Be-
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handlungserwartungen geklärt wer-
den. Hilfreich sind hierzu standardisier-
te Anamneseinstrumente (s.o.), die die
genannten Aspekte auflisten und dazu
beitragen, das Vorgehen aller Fachkräf-
te zu vereinheitlichen. Im Rahmen von
Fallbesprechungen sollten regelhaft
kulturelle Aspekte betrachtet werden. 

� Kooperation und Vernetzung
Einrichtungen können die Zugänge zu
Menschen mit Migrationshintergrund
verbessern, wenn sie sich in der Region
mit relevanten Organisationen vernet-
zen. Relevant können Organisationen
sein, die im Migrationsbereich, in der
Jugendhilfe oder in anderen Feldern
Menschen mit Migrationshintergrund
betreuen. Darüber hinaus ist der Kon-
takt mit Migrantenorganisationen und
Schlüsselpersonen wichtig. Vernet-
zungsbemühungen sollten jedoch nicht
davon geprägt sein, dem Anderen et-
was beibringen oder Hilfe anbieten zu
wollen – im Gegenteil: Suchthilfe kann
bei  Begegnungen  auf  Augenhöhe
Wichtiges über die Zielgruppenkultur
lernen. Dabei ist zunächst einmal anzu-
erkennen, dass viele Migrantenorgani-
sationen sich vielfältig für die ihnen zu-
gehörigen Gruppen engagieren und
dabei oft viel mehr leisten als in der Öf-
fentlichkeit wahrgenommen wird. 

Mit Blick auf ggf. historisch gewachse-
nes Misstrauen, Vorbehalte, Konkur-
renzängste, Angst vor Vereinnahmung
etc. erweist es sich als hilfreich für den
Erfolg von Kooperation(sbemühungen),
wenn ein respektvoller Umgang sicher-
gestellt und die Kontakte/Treffen hierar-

chisch symmetrisch gestaltet werden.
Dazu gehören auch eine Balance von
Aufsuchen und Einladen, Lernwilligkeit
bzgl. des Expertenwissens der anderen
etc. Förderlich ist zudem die Durch-
führung gemeinsamer Projekte, wobei
zu beachten ist, dass diese von der Kon-
zeptions- und Antragsphase an gemein-
sam zu entwickeln und zu verantworten
sind (vgl. z. B. Hunger & Metzger, 2011). 

Vor Ort sollte die Versorgung (u. a.) von
Migrantinnen und Migranten unter Be-
teiligung der Betroffenen systematisch
(weiter)entwickelt werden, z. B. durch
den Aufbau entsprechender Arbeits-
kreise. 

Hier wurde nur knapp angerissen, wel-
che Aspekte auf den verschiedenen
Ebenen zu bedenken sind. Darüber
hinaus gibt es viele weitere sinnvolle
Maßnahmen. Generell gilt: Am wirk-
samsten können die Ziele erreicht wer-
den, wenn alle Ebenen in den Prozess
einbezogen werden. Die übergeordne-
ten Ziele sind dabei der bessere Zu-
gang von Menschen mit Migrations-
hintergrund zu den Angeboten der
Suchthilfe und die Verbesserung der
Qualität von Maßnahmen. Hinweise
aus Einrichtungen, die bereits über Er-
fahrungen in der transkulturellen Aus-
richtung der Arbeit verfügen, verwei-
sen zudem darauf, dass die Reflexion
der eigenen kulturellen Muster und
professionellen Gewohnheiten sowie
die Ausrichtung auf transkulturell ba-
sierte individuelle Zugänge und Be-
treuungen sich auch positiv auf Unter-
stützungsprozesse mit der deutschen
Klientel auswirken.
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8 Anhang

Personal

Tab. 21: Anzahl der Fachkräfte (ohne Leitungsfunktion),
Anzahl Einrichtungen = s. N in Klammern

ohne Angabe (N = 13) ∑ Min. Max. Mittelwert

ambulant (N = 149) 1.014 1 50 6,8

stationär (N = 54) 981 2 100 18,2

Gesamt (N = 203) 1.998 1 100 9,8

ohne Angabe bzw. keine Fachkräfte ∑ Min. Max. Mittelwert
mit Migrationshintergrund (N = 140)

ambulant (N = 38) 61 1 6 1,6

stationär (N = 38) 150 2 20 3,9

Gesamt (N = 76) 211 1 20 2,8

Tab. 22: Anzahl der Fachkräfte (ohne Leitungsfunktion) mit Zuwanderungsgeschichte,
Anzahl Einrichtungen = s. N in Klammern

ohne Angabe (N = 33) ∑ Min. Max. Mittelwert

ambulant (N = 128) 166 1 7 1,3

stationär (N = 55) 167 1 16 3,0

Gesamt (N = 183) 333 1 16 1,8

Tab. 24: Anzahl der Leitungskräfte, Anzahl Einrichtungen = s. N in Klammern

ohne Angabe bzw. keine Fachkräfte Min. Max. Mittelwert
mit Migrationshintergrund (N = 141)

ambulant (N = 38) 3,3 100,0 23,2

stationär (N = 37) 4,2 42,9 15,7

Gesamt (N = 75) 3,3 100,0 19,5

Tab. 23: Anteil der Fachkräfte (ohne Leitungsfunktion) mit Zuwanderungsgeschichte
in Prozent, Anzahl Einrichtungen = s. N in Klammern
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ambulant (N = 157) stationär (N = 59) Gesamt (N = 216) 

nein 17,2 11,9 15,7

ja 78,3 86,4 80,6

keine Angabe 4,5 1,7 3,7

Gesamt 100,0 100,0 100,0

ohne Angabe bzw. keine Leitung ∑ Min. Max. Mittelwert
mit Migrationshintergrund (N = 196)

ambulant (N = 6) 9 1 4 1,5

stationär (N = 14) 15 1 2 1,1

Gesamt (N = 20) 24 1 16 1,2

Tab. 25: Anzahl der Leitungskräfte mit Zuwanderungsgeschichte,
Anzahl Einrichtungen = s. N in Klammern

ohne Angabe bzw. keine Fachkräfte ∑ Min. Max. Mittelwert
mit Migrationshintergrund (N = 137)

ambulant (N = 41) 65 1 6 1,6

stationär (N = 38) 163 1 21 4,3

Gesamt (N = 79) 228 1 21 2,9

Tab. 26: Anzahl der Beschäftigten (Fachkräfte mit und ohne Leitungsfunktion)
mit Zuwanderungsgeschichte, Anzahl Einrichtungen = s. N in Klammern

ohne Angabe bzw. keine Fachkräfte N Min. Max. Mittelwert
mit Migrationshintergrund (N = 141)

ambulant 39 3,2 50,0 18,2

stationär 36 3,7 40,0 15,0

Gesamt 75 3,2 50,0 16,6

Tab. 27: Anteil der Beschäftigten (Fachkräfte mit und ohne Leitungsfunktion)
mit Zuwanderungsgeschichte in Prozent, Anzahl Einrichtungen = s. 2. Spalte

Tab. 28: Wenn offene Stellen zu besetzen sind: Wird aktiv nach Personal
mit Zuwanderungsgeschichte gesucht? Angaben in Prozent
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N Min. Max. Mittelwert

Fortbildungen

ohne (Angaben zu) Fortbildungen 170 - - -

mit (Angaben zu) Fortbildungen 46 1 20 2,9

ambulant 32 1 10 2,5

stationär 14 1 20 3,6

Zusatzqualifikationen

ohne (Angaben zu) Zusatzqualifikationen 199 - - -

mit (Angaben zu) Zusatzqualifikationen 17 1 8 2,1

ambulant 13 1 3 1,7

stationär 4 1 8 3,3

Tab. 30: Anzahl der Beschäftigten in migrationsrelevanten Fortbildungen und mit migrations-
relevanten Zusatzqualifikationen (im Jahr 2010), Anzahl Einrichtungen = s. 2. Spalte

N Min. Max. Mittelwert

Fortbildungen

ohne (Angaben zu) Fortbildungen 175 - - -

mit (Angaben zu) Fortbildungen 41 2,9 100,0 30,3

ambulant 28 2,9 100,0 36,7

stationär 13 3,9 46,5 16,5

Zusatzqualifikationen

ohne (Angaben zu) Zusatzqualifikationen 199 - - -

mit (Angaben zu) Zusatzqualifikationen 16 4,2 42,9 15,1

ambulant 12 4,2 42,9 16,4

stationär 4 5,9 18,6 11,1

Tab. 31: Anteil der Beschäftigten in migrationsrelevanten Fortbildungen und mit migrationsre-
levanten Zusatzqualifikationen, Angaben in Prozent, Anzahl Einrichtungen = s. 2. Spalte

ambulant (N = 157) stationär (N = 59) Gesamt (N = 216) 

nein 8,3 11,9 9,3

ja 87,3 88,1 87,5

keine Angabe 4,5 0 3,2

Gesamt 100,0 100,0 100,0

Tab. 29: Wird der Spracherwerb von Fachkräften Ihrer Einrichtung institutionell gefördert?
Angaben in Prozent
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ambulant (N = 157) stationär (N = 59) Gesamt (N = 216) 

nein 34,4 30,5 33,3

ja 61,1 62,7 61,6

keine Angabe 4,5 6,8 5,1

Gesamt 100,0 100,0 100,0

Tab. 32: Sind die Beschäftigten informiert über aufenthalts- und ausländerrechtliche
Gegebenheiten? Angaben in Prozent

ambulant (N = 157) stationär (N = 59) Gesamt (N = 216) 

nein 42,7 40,7 42,1

ja 55,4 55,9 55,6

keine Angabe 1,9 3,4 2,3

Gesamt 100,0 100,0 100,0

Tab. 33: Steht den Beschäftigten Fachliteratur zum Thema Interkulturalität, kultursensibles
Arbeiten etc. zur Verfügung? Angaben in Prozent
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Teamprozesse

Abb. 15: Reflexionsschritte in den Teams, N = 157 ambulante und 59 stationäre
Einrichtungen

Thematisierung/Förderung einer wertschätzenden, respektvollen Haltung gegenüber
verschiedenen Kulturen

Einüben des Perspektivwechsels

Systematisches Erkennen der Tendenz, den eigenen Lebensstil zum Maßstab zu machen
(Ethnozentrismus)

Bewusstmachung der Kulturbedingtheit des eigenen Handelns/Wahrnehmens

Bewusstmachung der Kulturbedingtheit des eigenen Krankheitsverständnisses
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Kultursensible Angebote

Abb. 16: Mehrsprachige Angebote, Informationen, Hinweise etc., N = 157 ambulante und
59 stationäre Einrichtungen

Drittmaterialien (z. B. von DHS, BZgA) vorhanden in ... Sprache

Informationen über das Angebot vorhanden in ... Sprache

Sonstige schriftliche Materialien vorhanden in ... Sprache

Formulare vorhanden in ... Sprache

Hinweisschilder vorhanden in ... Sprache

Website vorhanden in ... Sprache

Hausordnung vorhanden in ... Sprache

Ansagen auf dem Anrufbeantworter vorhanden in ... Sprache
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ambulant (N = 157) stationär (N = 59) Gesamt (N = 216) 

nein 30,6 49,2 35,6

ja 66,2 49,2 61,6

keine Angabe 3,2 1,7 2,8

Gesamt 100,0 100,0 100,0

Tab. 34: Kann Ihre Einrichtung/Abteilung/Stelle auf Dolmetscherdienste/Sprachmittlerinnen
bzw. -mittler zurückgreifen? Angaben in Prozent

ambulant (N = 157) stationär (N = 59) Gesamt (N = 216) 

nein 83,4 50,8 74,5

ja 14,6 47,5 23,6

keine Angabe 1,9 1,7 1,9

Gesamt 100,0 100,0 100,0

Tab. 36: Wird in Ihrer Einrichtung/Abteilung/Stelle bei der Planung von Maßnahmen/Akti-
vitäten Feiertagen aus anderen Kulturen Berücksichtigung geschenkt?
Angaben in Prozent

ambulant (N = 157) stationär (N = 59) Gesamt (N = 216) 

nein 88,5 76,3 85,2

ja 10,2 23,7 13,9

keine Angabe 1,3 0,0 0,9

Gesamt 100,0 100,0 100,0

Tab. 37: Werden in der Ausstattung in Ihrer Einrichtung/Abteilung/Stelle anderweitig
kultursensible Besonderheiten berücksichtigt/vorgehalten (anderssprachige Zeit-
schriften, Literatur, Samowar im Wartezimmer o. Ä.)? Angaben in Prozent

ambulant (N = 157) stationär (N = 59) Gesamt (N = 216) 

ja 15,9 72,9 31,5

nur auf Sonderwunsch 8,9 16,9 11,1

nein 10,8 0,0 7,9

keine Verpflegung 59,2 10,2 45,8

keine Angabe 5,1 0,0 3,7

Gesamt 100,0 100,0 100,0

Tab. 35: Wird in Ihrer Einrichtung/Abteilung/Stelle bei der Verpflegung Rücksicht auf
kulturspezifische Besonderheiten genommen (z. B. vegetarisches/schweinefleisch-
freies Essen)? Angaben in Prozent
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ambulant (N = 157) stationär (N = 59) Gesamt (N = 216) 

nein 75,2 96,6 81,0

ja 23,6 3,4 18,1

keine Angabe 1,3 0,0 0,9

Gesamt 100,0 100,0 100,0

Tab. 38: Suchen Sie (potentielle) Klientel in für Zuwanderergruppen spezifischen Settings
(bspw. Jugendmigrationsdiensten, Kultur- oder Jugendzentren) auf?
Angaben in Prozent

Klientel

Tab. 39: Anzahl der Klientinnen und Klienten im Jahr 2010,
Anzahl Einrichtungen = s. N in Klammern

∑ Min. Max. Mittelwert

ohne (verwertbare) Angaben (N = 42) - - - -

geschätzte Angaben (N = 64) 33.688 38 2.800 526

ambulant (N = 47) 25.715 38 2.800 547

stationär (N = 17) 7.973 43 2.200 469

genaue Angaben (N = 110) 40.167 18 3.100 365

ambulant (N = 78) 34.183 25 1.716 438

stationär (N = 32) 5.984 18 3.100 187

alle Angaben zusammen (N = 174) 73.855 18 3.100 424

ambulant (N = 125) 59.898 25 2.800 479

stationär (N = 49) 13.957 18 3.100 285
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Abb. 17: Mittelwert der Klientinnen und Klienten im Jahr 2010 nach Einrichtungsarten, 
N = 171 Einrichtungen

ambulant (N = 123) stationär (N = 48) Gesamt (N = 171) 

unter 5 % 8,1 0,0 5,8

5 bis unter 20 % 52,0 47,9 50,9

20 bis unter 35 % 33,3 29,3 32,2

35 bis unter 50 % 3,3 18,8 7,6

50 % und mehr 3,3 4,2 3,5

Gesamt 100,0 100,0 100,0

Tab. 40: Nur für Einrichtungen mit (Angaben zu) Klientel mit Migrationshinter-
grund (N = 171): Anteile dieser Klientinnen und Klienten im Jahr 2010,
Angaben in Prozent

ambulant (N = 157) stationär (N = 59) Gesamt (N = 216) 

keine (Angabe) 21,7 18,6 20,8

unter 5 % 6,4 0,0 4,6

5 bis unter 20 % 40,8 39,0 40,3

20 bis unter 35 % 26,1 23,7 25,5

35 bis unter 50 % 2,5 15,3 6,0

50 % und mehr 2,5 3,4 2,8

Gesamt 100,0 100,0 100,0

Tab. 41: Anteil der Klientel mit Zuwanderungsgeschichte im Jahr 2010,
Angaben in Prozent 

Anzahl

ambulant BeWo (N = 4)

Glücksspiel (N = 2)
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keine (Angaben zu) Angehörigen ∑ Min. Max. Mittelwert
(N = 174)

ambulant (N = 37 davon 22 geschätzt ) 4.070 4 800 110

stationär (N = 5, davon 1 geschätzt) 268 6 172 54

Gesamt (N = 42, davon 23 geschätzt) 4.338 4 800 103

Tab. 42: Anzahl der Angehörigen mit Zuwanderungsgeschichte im Jahr 2010

keine (verwertbaren) Angaben N Min. Max. Mittelwert
(N = 177)

ambulant 34 2,9 100,0 26,8

stationär 5 12,0 66,7 29,0

Gesamt 39 2,9 100,0 27,1

Tab. 43: Anteil der Angehörigen mit Zuwanderungsgeschichte im Jahr 2010, in Prozent

ambulant (N = 157) stationär (N = 59) Gesamt (N = 216) 

ehemalige Sowjetunion 83,4 89,8 85,2

Türkei 75,8 74,6 75,5

Polen 60,5 71,2 63,4

arabischer/persischer Raum 19,1 18,6 19,0

ehem. Jugoslawien 16,6 10,2 14,8

Italien 15,3 1,7 11,6

Niederlande 1,9 1,7 1,9

Sonstiges 5,1 3,4 4,6

Tab. 44: Häufigste Herkunftsregionen/-länder (häufigste/zweithäufigste oder dritthäufigste),
Angaben in Prozent 
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keine (Angaben) (N = 153) ∑ Min. Max. Mittelwert

ambulant (N = 43) 226 1 26 5,3

stationär (N = 20) 81 1 18 4,0

Gesamt (N = 63) 307 1 26 4,9

Vernetzung

Tab. 45: Gesamtzahl der Treffen in Gremien, Fachgruppen und Arbeitskreisen zum Thema
Migration pro Jahr, Anzahl Einrichtungen = s. N in Klammern

ambulant (N = 157) stationär (N = 59) Gesamt (N = 216) 

keine (Angaben zu) Kooperation
im Bereich Migration 32,5 49,2 37,0

Integrations-/Migrationsdienste 31,8 5,1 24,5

migrationsspez. Beratung/Flüchtlingshilfe 22,9 10,2 19,4

fremdsprachliche Ärzte/Ärztinnen 16,6 20,3 17,6

Kliniken 15,9 13,6 15,3

Vereine/Migrantenorganisationen 13,4 3,4 10,6

andere Beratungsstellen/Hilfen 8,3 10,2 8,8

Behörden 8,9 3,4 7,4

Selbsthilfe 2,5 3,4 2,8

Dolmetscherinnen/Dolmetscher 1,3 1,7 1,4

Sonstiges 6,4 5,1 6,0

Tab. 46: Kooperationspartner aus dem Bereich Migration/Zuwanderung,
Angaben in Prozent (Mehrfachnennung)

ambulant (N = 157) stationär (N = 59) Gesamt (N = 216) 

ohne Angaben 33,1 49,2 37,5

(fachlicher) Austausch 44,6 23,7 38,9

Zuweisung/Vermittlung 38,9 22,0 34,3

Rückgriff auf Erfahrungen aus MSO 34,4 22,0 31,0

gemeinsame Betreuungsprozesse 21,7 11,9 19,0

gemeinsame Fallbesprechungen 21,0 8,5 17,6

gemeinsame Veranstaltungen 19,7 8,5 16,7

gemeinsame Öffentlichkeitsarbeit 8,3 1,7 6,5

Sonstiges 1,9 5,1 2,8

Tab. 47: Art der Kooperation, Angaben in Prozent (Mehrfachnennung)
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keine (Angaben zu) Fälle(n) (N = 176) ∑ Min. Max. Mittelwert

ambulant (N = 35) 303 1 65 8,7

stationär (N = 5) 17 1 5 3,3

Gesamt (N = 40) 320 1 65 8,0

Tab. 48: Übermittelte Fälle im Jahr 2010, Anzahl Einrichtungen = s. N in Klammern

keine (Angaben zu) Fälle(n) (N = 194) ∑ Min. Max. Mittelwert

ambulant (N = 19) 103 1 30 5,4

stationär (N = 3) 7 1 3 2,3

Gesamt (N = 22) 110 1 30 5,0

Tab. 49: Anzahl Fälle mit gemeinsamen Fallbesprechungen im Jahr 2010,
Anzahl Einrichtungen = s. N in Klammern

keine (Angaben zu) Fälle(n) (N = 193) ∑ Min. Max. Mittelwert

ambulant (N = 20) 88 1 11 4,4

stationär (N = 3) 3 1 1 1,0

Gesamt (N = 23) 91 1 11 4,0

Tab. 50: Anzahl gemeinsamer Betreuungsprozesse im Jahr 2010,
Anzahl Einrichtungen = s. N in Klammern
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Qualitätssicherung

Tab. 51: Werden mehrsprachige Klientenbefragungen zur Bedarfsermittlung durch-
geführt? Angaben in Prozent

ambulant (N = 157) stationär (N = 59) Gesamt (N = 216) 

nein 91,1 86,4 89,8

ja 8,3 10,2 8,8

keine Angabe 0,6 3,4 1,4

Gesamt 100,0 100,0 100,0

Tab. 52: Werden Erhebungen zu transkulturellen Kompetenzen der Beschäftigten durch-
geführt? Angaben in Prozent

ambulant (N = 157) stationär (N = 59) Gesamt (N = 216) 

nein 89,8 76,3 86,1

ja 7,0 18,6 10,2

keine Angabe 3,2 5,1 3,7

Gesamt 100,0 100,0 100,0

Tab. 53: Hat die Einrichtung/Abteilung/Stelle oder der Träger Ziele in Bezug auf kultursen-
sible Aspekte definiert? Angaben in Prozent

ambulant (N = 157) stationär (N = 59) Gesamt (N = 216) 

nein 82,8 78,0 81,5

ja 13,4 16,9 14,4

keine Angabe 3,8 5,1 4,2

Gesamt 100,0 100,0 100,0

Tab. 54: Ist die Überprüfung dieser Ziele Gegenstand von Qualitätssicherung/Evaluation?
Angaben in Prozent (N = 29 Einrichtungen)

ambulant (N = 157) stationär (N = 59) Gesamt (N = 216) 

nein 15,8 30,0 20,7

ja 84,2 70,0 79,3

Gesamt 100,0 100,0 100,0
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ambulant stationär Gesamt
(N = 157) (N = 59) (N = 216)

Artikel/Werbung in fremdsprachigen Zeitschriften 16,1 33,3 18,9

Beiträge/Links in kulturspezifischen Sozialen Netzwerken
oder Foren 6,5 16,7 8,1

Aushänge/Flyer in Einrichtungen bestimmter
Migrantencommunities 64,5 100,0 70,3

Infoveranstaltungen in Einrichtungen bestimmter 
Migrantencommunities 64,5 50,0 62,2

Sonstiges 19,4 0,0 16,2

Tab. 55: In welcher Form informieren Sie über Ihr Angebot? Angaben in Prozent 
(N = 37 Einrichtungen, Mehrfachnennungen)

Abb. 18: Ausgewählte Aspekte in Einrichtungen mit und ohne Fachkräfte mit migrations-
spezifischer Zusatzausbildung und/oder Fortbildungen, N = 51 Einrichtungen mit
und 165 Einrichtungen ohne entsprechende Qualifikationen
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Abb. 19: Ausgewählte Aspekte in Einrichtungen mit und ohne Erfahrungen mit der Thema-
tik (Modellprojekte, Studien etc.), N = 63 Einrichtungen mit und 150 Einrichtungen
ohne entsprechende Erfahrungen
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QUALITÄT SICHERN - HILFEN VERNETZEN

Die LWL-Koordinationsstelle
Sucht (KS) des Landschaftsverbandes
Westfalen-Lippe (LWL) begegnet dem

wachsenden Rauschmittel- und
Drogenmissbrauch und der
großen Zahl von Abhängigkeits-
erkrankungen durch Information,
Beratung, Qualifizierung und
richtungsweisende, präventive
Modellprojekte. Ihren Service
nutzen vor allem die mehr als
900 Einrichtungen und Initiativen
der Suchthilfe in Westfalen-Lippe.

Die LWL-KS ist als Beraterin
und Koordinatorin der Sucht-
hilfe zentrale Ansprechpartnerin
für Kommunen, Facheinrich-
tungen, LWL-Kliniken, Eltern-

kreise oder Gremien – insbesondere auf
regionaler aber auch auf Bundes- und
Europaebene. Die LWL-KS schult die
Fachkräfte, erstellt praxistaugliche Arbeits-
hilfen, informiert über Forschungs-
ergebnisse sowie die aktuelle Gesetz-
gebung und moderiert die Kommunale
Suchthilfeplanung.

Die LWL-Koordinationsstelle Sucht
qualifizierte seit ihrer Gründung 1982 mehr
als 21.400 Fachkräfte zu Suchtthemen in
Fort- und Weiterbildungen. Dazu
gehören Workshops und Fachtagungen
sowie die berufsbegleitende Vermittlung
von Fachwissen. Die KS bildet Beschäftig-
te in der Suchthilfe und angrenzenden
Arbeitsfeldern unter anderem zu Suchtbe-
ratern oder Sozial-/Suchttherapeuten aus.

Die von der LWL-KS konzipierten und
erprobten Modellprojekte sind ein
Motor für die Weiterentwicklung der
Suchthilfe und Prävention – nicht nur in
Westfalen-Lippe. Die Projekte bringen
fortschrittliche Impulse in den Bereichen
Prävention, Beratung und Behandlung

Der Landschaftsverband
Westfalen-Lippe (LWL) ist neben den
Gemeinden, Städten und Kreisen
Teil der kommunalen Selbstverwaltung in
Westfalen-Lippe.
Er übernimmt für seine Mitglieder, die
18 Kreise und neun kreisfreien Städte in
Westfalen-Lippe, ausschließlich Aufgaben,
die überregional fachlich wie auch
finanziell effektiver und effizienter erledigt
werden können. Schwerpunktmäßig liegen
diese Aufgaben in den Bereichen
Soziales, Gesundheit, Jugend und
Kultur. Der LWL wird durch ein
Parlament mit 101 Mitgliedern aus den
Kommunen kontrolliert.

LWL-KOORD INAT IONSSTELLE

Fragen Sie uns
doch einfach.

Sucht






